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296. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Gehaltsüberleitungsgesetzes
2 9 7 . Bundesgesetz: Abänderung und Ergänzung des Bundesgesetzes über das Ausmaß der Lehr-

verpflichtung der Bundeslehrer
298. Bundesgesetz: 4. Novelle zum LaDÜG. 1962
2 9 9 . Bundesgesetz: Lehrer-Studienbeihilfengesetz
300. Bundesgesetz: Abänderung des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstrechts-

Überleitungsgesetzes

2 9 6 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1968,
mit dem das Gehaltsüberleitungsgesetz neuer-

lich abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Gehaltsüberleitungsgesetz BGBl. Nr. 22/

1947, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 235/1967, wird abgeändert wie folgt:

1. An Stelle des Abschnittes III treten folgende
Bestimmungen:

„ABSCHNITT III
Sonderbestimmungen für Hochschullehrer

§ 32. Gliederung
Die Hochschullehrer gliedern sich in ordent-

liche Hochschulprofessoren, außerordentliche
Hochschulprofessoren und Hochschulassisten-
ten.

ABSCHNITT III a
Sonderbestimmungen für Lehrer

§ 33. Dienstzweige
Die Dienstzweige der Bundeslehrer und ihre

Zuweisung zu den Verwendungsgruppen LPA,

L l, L 2 B, L 2 HS, L2 V und L 3 sowie die
besonderen Erfordernisse, die — abgesehen von
den allgemeinen Erfordernissen für die Aufnahme
in den Bundesdienst — die Voraussetzung für
die Erlangung der Dienstposten und für die
Definitivstellung in den Dienstzweigen bilden
(besondere Anstellungserfordernisse), werden
durch die, einen Bestandteil dieses Bundesgeset-
zes bildende Anlage (Lehrer-Dienstzweigeord-
nung) bestimmt.

§ 34. Festsetzung der Zahl der Dienst-
posten

Die Zahl der Dienstposten für die einzelnen
Personalstände der Lehrer wird nach Schul-
arten und Verwendungsgruppen und innerhalb
dieser nach Leitern, Fachvorständen, Direktor-
stellvertretern, Erziehungsleitern und Lehrern
getrennt durch das Bundesfinanzgesetz fest-
gesetzt.

§ 35. Amtstitel

(1) Die Bundeslehrer haben folgende Amts-
titel zu führen:

34 122
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(2) Die Lehrer der Verwendungsgruppe L 1,
die im pädagogisch-psychologischen Dienst bei
einer Schulbehörde des Bundes verwendet wer-
den, führen den Amtstitel „Professor".

(3) Lehrer der Verwendungsgruppe L 1, die
mit der Leitung eines Bundeskonviktes betraut
sind, haben an Stelle des Amtstitels „Professor"
den Amtstitel „Konviktsdirektor" zu führen.

(4) Bundeslehrer im provisorischen Dienst-
verhältnis führen den ihnen zukommenden Amts-
titel unter Voranstellung des Wortes „Proviso-
rischer" („Provisorische").

(5) Die Berechtigung zur Führung des Amts-
titels beginnt mit dem Wirksamwerden der
Ernennung, bei Bundeslehrern einer der Ver-

wendungsgruppen L 2 oder der Verwendungs-
gruppe L 3 auch mit der Erreichung der in
Abs. 1 jeweils genannten Gehaltsstufe.

(6) Die Bundeslehrer führen im Ruhestand den
ihnen beim Übertritt oder bei der Versetzung
in den Ruhestand zukommenden Amtstitel mit
dem Zusatz „im Ruhestand" („i. R.").

§ 36. Anste l lungserfordernisse

(1) Die in den Abschnitten I der Lehrer-Dienst-
zweigeordnung für die einzelnen Verwendungs-
gruppen bestimmten Anstellungserfordernisse
gelten, soweit nicht in den Abschnitten II der
Lehrer-Dienstzweigeordnung für einzelne Dienst-
zweige etwas anderes bestimmt ist, für alle
Dienstzweige der Verwendungsgruppe.



1116 67. Stück — Ausgegeben am 31. Juli 1968 — Nr. 296

(2) Die Abschnitte II der Lehrer-Dienstzweige-
ordnung bestimmen die Anstellungserfordernisse,
die für einzelne Dienstzweige neben den in den
Abschnitten I der Lehrer-Dienstzweigeordnung
festgesetzten Anstellungserfordernissen oder an
ihrer Stelle nachzuweisen sind. Sie enthalten
ferner für einzelne Dienstzweige oder Dienst-
posten geltende nähere Bestimmungen über die
in den Abschnitten I der Lehrer-Dienstzweige-
ordnung vorgeschriebenen Anstellungserforder-
nisse.

(3) Die Verleihung eines Dienstpostens eines
Dienstzweiges an einen Bundeslehrer eines ande-
ren Dienstzweiges ist hinsichtlich der Anstel-
lungserfordernisse, wenn sich der Lehrer im
provisorischen Dienstverhältnis befindet, einer
Anstellung, wenn er sich aber im definitiven
Dienstverhältnis befindet, einer Definitivstellung
im neuen Dienstzweig gleichzuhalten.

§37.

(1) Eine Verwendung im Dienstzweig, die
als Voraussetzung für die Definitivstellung oder
für die Zulassung zu einer Prüfung vorgeschrie-
ben ist, ist im provisorischen Dienstverhältnis
oder in probeweiser Zuteilung im betreffenden
Dienstzweig zurückzulegen.

(2) Eine Berufspraxis, die im Zusammenhang
mit einer abgeschlossenen schulmäßigen Ausbil-
dung oder einer sonstigen Berufsausbildung
vorgeschrieben ist, ist — soweit in der Lehrer-
Dienstzweigeordnung nichts anderes bestimmt
ist — nach Abschluß der vorgeschriebenen Aus-
bildung zurückzulegen.

(3) Die Absolvierung einer Schule oder die
Ablegung einer Prüfung ist durch staatsgültige
Zeugnisse nachzuweisen.

(4) Die in der Lehrer-Dienstzweigeordnung
angeführten Befähigungen und Prüfungen sind
schulrechtlicher oder gewerberechtlicher Art und
ersetzen eine dienstrechtliche Prüfung.

(5) Leiter und Lehrer an zweisprachigen Schu-
len oder Klassen sowie an Schulen oder Klassen
mit einer anderen als der deutschen Sprache als
Unterrichtssprache haben in allen Fällen die der
Schulart entsprechende Befähigung zur Erteilung
des Unterrichtes auch in der betreffenden Unter-
richtssprache nachzuweisen.

§ 38.
Vom Mangel eines in der Lehrer-Dienstzweige-

ordnung festgesetzten Erfordernisses kann aus
dienstlichen Gründen von der Bundesregierung
auf im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler-
amt vom zuständigen Bundesministerium gestell-
ten Antrag Nachsicht gewährt werden, wenn
ein gleichgeeigneter Bewerber, der allen Erfor-
dernissen entspricht, nicht vorhanden ist, wenn
die Erteilung des Unterrichtes anderweitig nicht
gewährleistet ist und nicht in besonderen Vor-

schriften oder in der Lehrer-Dienstzweigeord-
nung die Erteilung einer Nachsicht ausgeschlos-
sen ist.

§ 39. Feststellung der Durchschnittslei-
stung

Die Feststellung, ob der Lehrer die für die
Erreichung der Gehaltsstufe 10 erforderliche
Durchschnittsleistung aufweist, ist zugleich mit
der Gesamtbeurteilung für das Schuljahr zu
treffen, in dem der Lehrer die Gehaltsstufe 9
erreicht. Auf diese Feststellung finden die
Bestimmungen des § 21 der Lehrerdienstprag-
matik, RGBl. Nr. 319/1917, sinngemäß Anwen-
dung.

§ 40. Dienstrang

Der Dienstrang der Lehrer richtet sich nach
der für die Vorrückung maßgebenden Zeit.
Die Bestimmungen des § 8 Abs. 2 bis 5 sind sinn-
gemäß anzuwenden.

ABSCHNITT III b

Sonderbestimmungen für Beamte des Schul-
aufsichtsdienstes

§ 41. Dienstzweige und Amtsti tel

(1) Jeder Dienstzweig ist einer der folgenden
Verwendungsgruppen zuzuweisen:

a) der Verwendungsgruppe S 1 für Landes-
schulinspektoren,

b) der Verwendungsgruppe S 2 für Berufs-
schulinspektoren,

c) der Verwendungsgruppe S 3 für Bezirks-
schulinspektoren.

(2) Die Beamten des Schulaufsichtsdienstes
führen die im Abs. 1 für ihre Verwendungs-
gruppe vorgesehene Bezeichnung als Amtstitel.

(3) Die Beamten des Schulaufsichtsdienstes
führen im Ruhestand den ihnen beim Übertritt
oder bei der Versetzung in den Ruhestand zukom-
menden Amtstitel mit dem Zusatz „im Ruhe-
stand" („i. R.").

§ 41 a. Festsetzung der Zahl der Dienst-
posten

Die Zahl der Dienstposten für die Personal-
stände der Beamten des Schulaufsichtsdienstes
wird nach Verwendungsgruppen getrennt durch
das Bundesfinanzgesetz festgesetzt.

§ 41 b. Dienstrang

Der Dienstrang der Beamten des Schulauf-
sichtsdienstes richtet sich nach der Dauer der
innerhalb ihrer Verwendungsgruppe tatsächlich
zurückgelegten Dienstzeit, soweit sie für die
Vorrückung maßgebend ist. Die Bestimmungen
des § 8 Abs. 2 bis 5 sind sinngemäß anzuwen-
den."



67. Stück — Ausgegeben am 31. Juli 1968 — Nr. 296 1117

2. In der Anlage zu Abschnitt IV a des Gehalts-
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 235/1967,
haben im Dienstzweig 9. die Spalten „Dienst-
klasse" und „Amtstitel" zu lauten:

3. In der Anlage zu Abschnitt IV a des Gehalts-
überleitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 235/1967,
hat im Dienstzweig 12. der erste Absatz der Spalte
„Anstellungserfordernisse" zu lauten:

„Überdies die erfolgreiche Ablegung der
Kanzleiunteroffiziersprüfung."

Artikel II

(1) Bis zum Ende des Schuljahres 1968/1969
werden folgende Anstellungserfordernisse der
Lehrer-Dienstzweigeordnung (Anlage zu Ab-
schnitt III a) ersetzt:

a) die für den Dienstzweig 1. der Verwen-
dungsgruppe LPA vorgeschriebenen An-
stellungserfordernisse — soweit es sich um
die Ernennung zum Direktor einer Päda-
gogischen Akademie handelt — durch eine
mehrjährige erfolgreiche Tätigkeit als Direk-
tor einer Lehrer- oder Lehrerinnenbildungs-
anstalt oder einer Pädagogischen Akademie
(als Schulversuch),

b) die für den Dienstzweig 1. der Verwen-
dungsgruppe LPA vorgeschriebenen An-
stellungserfordernisse durch eine mehr-
jährige erfolgreiche Tätigkeit an einer Leh-
rer- oder Lehrerinnenbildungsanstalt oder
einer Pädagogischen Akademie (als Schul-
versuch) sowie eine durch Publikationen
nachzuweisende wissenschaftliche Tätig-
keit,

c) die für den Dienstzweig 2. der Verwen-
dungsgruppe LPA vorgeschriebenen An-
stellungserfordernisse durch eine erfolg-
reiche Tätigkeit als Religionslehrer an einer
Lehrer- oder Lehrerinnenbildungsanstalt
oder als Lehrer für Religionspädagogik an
einer Pädagogischen Akademie (als Schul-
versuch) sowie eine durch Publikationen
nachzuweisende wissenschaftliche Tätigkeit,

d) die für den Dienstzweig 9. der Verwen-
dungsgruppe L 1 vorgeschriebenen Anstel-
lungserfordernisse durch eine erfolgreiche
Tätigkeit als Lehrer der Verwendungs-
gruppe L 1 für Pädagogik an einer Lehrer-
oder Lehrerinnenbildungsanstalt oder einer
Pädagogischen Akademie (als Schulver-
such),

e) die für den Dienstzweig 10. der Verwen-
dungsgruppe L 1 vorgeschriebenen Anstel-
lungserfordernisse durch eine erfolgreiche
Tätigkeit als Religionslehrer an einer Leh-
rer- oder Lehrerinnenbildungsanstalt oder
als Lehrer für Religionspädagogik an einer
Pädagogischen Akademie (als Schulver-
such) und

f) die für den Dienstzweig 26. der Verwen-
dungsgruppe L 1 vorgeschriebenen Anstel-
lungserfordernisse durch die Vollendung
der philosophischen Studien mit dem Haupt-
fach Pädagogik und einem Nebenfach und
eine mindestens fünfjährige Lehrpraxis in
der Verwendungsgruppe L 1 oder in einer
der Verwendungsgruppen L 2.

(2) Bis zum Ende des Schuljahres 1969/1970
wird das im Dienstzweig 28. der Lehrer-Dienst-
zweigeordnung (Anlage zu Abschnitt III a) vor-
geschriebene Anstellungserfordernis durch eine
zweijährige erfolgreiche Lehrpraxis an Polytech-
nischen Lehrgängen mit mindestens der Hälfte
der Lehrverpflichtung nach Ablegung der Lehr-
amtsprüfung für Hauptschulen oder für gewerb-
liche oder kaufmännische Berufsschulen (Fach-
gruppe I oder II) ersetzt.

(3) Die in den Dienstzweigen betreffend die
Lehrer für Musik vorgesehenen Lehrbefähigungs-
prüfungen aus Gesang und an mittleren und
höheren Schulen zugelassenen Instrumental-
fächern müssen nach dem 31. Dezember 1965
abgelegt worden sein; für Prüfungen, die vor
diesem Zeitpunkt abgelegt wurden, gilt folgen-
des:

a) soweit nur eine der vorstehenden Lehrbefä-
higungsprüfungen vorgeschrieben ist, wird
sie ersetzt durch

aa) die bis zum 31. Dezember 1965 abge-
legte Staatsprüfung aus Gesang und
einem an mittleren und höheren Schu-
len zugelassenen Instrumentalfach,
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bb) die bis zum 31. Dezember 1965 abge-
legte Staatsprüfung aus zwei an mitt-
leren oder höheren Schulen zugelassenen
Instrumentalfächern;

b) soweit zwei der vorstehend angeführten
Lehrbefähigungsprüfungen vorgeschrieben
sind, werden sie ersetzt durch
aa) die bis zum 31. Dezember 1965 abge-

legte Staatsprüfung aus Gesang und
zwei an mittleren oder höheren Schulen
zugelassenen Instrumentalfächern, wo-
bei die Staatsprüfungen aus den Instru-
mentalfächern durch Abschlußprüfun-
gen aus diesen Fächern an einer Aka-
demie für Musik und darstellende Kunst
oder am früheren Mozarteum in Salz-
burg ersetzt werden,

bb) Zeugnis der Akademie für Musik und
darstellende Kunst in Wien über die
Lehramtsprüfung aus Schulmusik (Schul-
gesang) der ehemaligen Lehrerbildungs-
kurse,

cc) Zeugnis der Akademie für Musik und
darstellende Kunst in Wien über die
Lehramtsprüfung aus Schulmusik (Schul-
gesang) des ehemaligen Musikpädagogi-
schen Seminars beziehungsweise Insti-
tutes,

dd) Zeugnis der Akademie für Musik und
darstellende Kunst in Wien über die
Lehramtsprüfung aus Schulmusik (Schul-
gesang) an der ehemaligen Abteilung
für Kirchen- und Schulmusik,

ee) Zeugnis der ehemaligen Österreichi-
schen staatlichen Prüfungskommission
für das Lehramt für Musik (Schul-
musik) an mittleren Lehranstalten,

ff) Zeugnis der ehemaligen provisorischen
Prüfungskommission für das Lehramt
an höheren Schulen,

gg) Zeugnis des künstlerischen Prüfungs-
amtes für das Lehramt an höheren
Schulen — Musik — an der Abteilung
für Musikerziehung (Schulmusik) der
ehemaligen Reichshochschulen für
Musik in Wien und Salzburg,

hh) Zeugnis über die Lehramtsprüfung aus
Schulmusik der ehemaligen staatlichen
Hochschule für Musikerziehung in Graz-
Eggenberg,

ii) Zeugnis über die bis spätestens 31. De-
zember 1965 abgelegte Lehramtsprüfung
aus Schulmusik der Abteilung für
Musikerziehung an der Akademie für
Musik und darstellende Kunst in Wien
oder das entsprechende Prüfungszeug-
nis aus Schulmusik der Akademie für
Musik und darstellende Kunst „Mozar-
teum" beziehungsweise des früheren
Mozarteums in Salzburg;

c) die Lehrbefähigungsprüfung für musikali-
sche Volks- und Jugendbildung wird ersetzt
durch die bis zum 31. Dezember 1965 abge-
legte Staatsprüfung aus Gesang oder einem
an mittleren oder höheren Schulen zugelas-
senen Instrumentalfach.

(4) Die im Abs. 3 lit. a und lit. b sublit, aa
genannten Staatsprüfungen können durch die
Abschlußprüfungen aus den betreffenden Fächern
an einer Akademie für Musik und darstellende
Kunst oder am früheren Mozarteum in Salzburg
oder durch das Zeugnis der Akademie für Musik
und darstellende Kunst in Wien über die Lehr-
amtsprüfung aus den betreffenden Fächern als
Hauptfach des ehemaligen Musikpädagogischen
Seminars beziehungsweise Institutes oder der
ehemaligen Abteilung für Kirchen- und Schul-
musik ersetzt werden.

Artikel III
Sofern im Gehaltsüberleitungsgesetz von höhe-

ren Schulen gesprochen wird, sind darunter für
die Zeit vor dem Wirksamwerden des Schul-
organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, mitt-
lere Lehranstalten beziehungsweise Mittelschulen,
wie Gymnasien, Realgymnasien, Realschulen,
Frauenoberschulen, Arbeitermittelschulen, Auf-
baumittelschulen, Bundeserziehungsanstalten,
Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten, Bil-
dungsanstalten für Lehrer für den hauswirt-
schaftlichen oder für den gewerblichen Fach-
unterricht, Handelsakademien, höhere Abtei-
lungen an den technischen und gewerblichen
Lehranstalten und an den Lehranstalten für Frau-
enberufe sowie höhere land- und forstwirtschaft-
liche Lehranstalten zu verstehen.

Artikel IV
(1) Die Bestimmungen des Artikels I Ziffer 1

treten mit 1. September 1968, die Bestimmungen
des Artikels I Ziffer 2 und 3 rückwirkend mit
1. August 1967 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen der Lehrer-Dienst-
zweigeverordnung, BGBl. Nr. 103/1958, und
der Bundeslehrer-Amtstitelverordnung, BGBl.
Nr. 104/1958, die gemäß dem Bundesgesetz
BGBl. Nr. 334/1965 als Bundesgesetz gelten,
treten mit 31. August 1968 außer Kraft.

(3) Ernennungen auf einen Dienstposten der
durch Artikel I Z. 1 neu geschaffenen Dienst-
zweige können bereits ab der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes, jedoch mit Wirksamkeit frühestens
vom 1. September 1968 durchgeführt werden.

Artikel V
Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist die

Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, die
nur ein Bundesministerium betreffen, dieses
Bundesministerium betraut.

Jonas
Klaus Withalm Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer

Mitterer Weiß Waldheim Kotzina
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Anlage zu Abschnitt III a des Gehaltsüberleitungsgesetzes

LEHRER-DIENSTZWEIGEORDNUNG

TEIL A

Dienstposten der Verwendungsgruppen
LPA und L 1

ABSCHNITT I

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN ÜBER DIE
BESONDEREN ANSTELLUNGSERFORDER-
NISSE FÜR DIE IN DEN VERWENDUNGS-
GRUPPEN LPA UND L 1 EINGEREIHTEN

DIENSTZWEIGE

(1) Erfordernis für die Anstellung ist die Voll-
endung eines Hochschulstudiums der im Ab-
schnitt II bestimmten Richtungen.

(2) Die Vollendung eines Hochschulstudiums
ist durch die Erwerbung des Diplomgrades gemäß
§ 35 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 177/1966, nachzuweisen; soweit im
Abschnitt II jedoch das Doktorat vorgeschrieben
wird, ist dessen Erwerbung gemäß § 36 des ge-
nannten Gesetzes nachzuweisen.

(3) Bei Bediensteten, für deren Hochschul-
studium die Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes und der nach ihm er-
lassenen besonderen Studiengesetze nicht anzu-
wenden sind, ist die Vollendung des Hochschul-
studiums nachzuweisen:

1. bei den philosophischen Studien durch die
erfolgreiche Ablegung der Lehramtsprüfung
für höhere Schulen (oder der früheren Lehr-
amtsprüfung für Mittelschulen) oder durch
das Doktorat der Philosophie;

2. bei den theologischen Studien durch die nach
der Vollendung dieser Studien an einer
theologischen Fakultät oder an einer gleich-
gehaltenen geistlichen Lehranstalt erfolg-
reiche Ablegung der vorgeschriebenen Prü-
fungen;

3. bei den rechts- und staatswissenschaftlichen
Studien und bei den Studien an einer Hoch-
schule technischer Richtung (Technische
Hochschule, Montanistische Hochschule und

Hochschule für Bodenkultur) durch die er-
folgreiche Ablegung der in den Studien- und
Prüfungsordnungen hiefür vorgesehenen
Staatsprüfungen;

4. bei den staatswissenschaftlichen Studien
durch das Doktorat der Staatswissenschaften;

5. bei den medizinischen Studien durch das
Doktorat der Medizin;

6. bei den tierärztlichen Studien durch das tier-
ärztliche Diplom;

7. bei den pharmazeutischen Studien durch den
akademischen Grad eines Magisters der
Pharmazie und eine einjährige pharmazeu-
tische Fachausbildung oder durch den akade-
mischen Grad eines Magisters der Pharmazie
und die Erwerbung des Doktorates der
Philosophie, wenn die strenge Prüfung aus
Chemie oder Botanik oder Pharmakognosie
mit einem zweiten naturwissenschaftlich-
mathematischen Fach abgelegt wurde;

8. bei den Studien an der Hochschule für Welt-
handel durch die erfolgreiche Ablegung der
Lehramtsprüfung für mittlere und höhere
kaufmännische Schulen (oder der früheren
Lehramtsprüfung für mittlere kaufmännische
Lehranstalten) oder durch das Doktorat der
Handelswissenschaften;

9. bei den Studien an einer Meisterschule für
Kunsterziehung an der Akademie der bil-
denden Künste durch die erfolgreiche Ab-
legung der Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder der früheren Lehramtsprüfung
für Mittelschulen);

10. bei den Studien der Architektur durch das
Diplom einer Meisterschule für Architektur
an der Akademie der bildenden Künste oder
durch das Diplom einer Meisterklasse für
Architektur an der Akademie für ange-
wandte Kunst.

(4) Die Ablegung der ersten juristischen Staats-
prüfung (Verordnung vom 4. Jänner 1939, GBl.
f. d. L. Ö. Nr. 116/1939) im Gebiet der Republik
Österreich wird der Ablegung der drei theore-
tischen Staatsprüfungen an einer österreichischen
Universität gleichgehalten, wenn der Bewerber
entweder acht Semester Studienzeit oder zwei
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Jahre Praxis in einem Rechtsberuf aufweist, wo-
bei die Zeiträume eingerechnet werden können,
während der er in der Zeit nach dem 13. März
1938 durch militärische Dienstleistung, durch
Kriegsgefangenschaft oder aus einem anderen
durch den Krieg gegebenen Grund, vom 4. März
1938 durch militärische Dienstleistung, durch
— außer wegen nationalsozialistischer Betäti-
gung — oder vom 13. März 1938 bis 27. April
1945 aus politischen Gründen oder aus Gründen
der Abstammung vom Eintritt in den Staats-
dienst ausgeschlossen oder an der Vollendung der
Studien verhindert war (Behinderungszeit).

(5) Die Erwerbung des Doktorates der Wirt-
schaftswissenschaften auf Grund eines im Gebiete
der Republik Österreich erworbenen Diplomes
für Diplom-Volkswirte, Diplom-Kaufleute und
Diplom-Handelslehrer ist der Erwerbung des
Doktorates der Handelswissenschaften an der
Hochschule für Welthandel gleichzuhalten.

(6) Dem Diplom einer Meisterklasse für Archi-
tektur an der Akademie für angewandte Kunst
ist das Diplom einer Fachklasse für Architektur
an der ehemaligen Reichshochschule für ange-
wandte Kunst oder Hochschule für angewandte
Kunst gleichzuhalten.

ABSCHNITT II

DIENSTZWEIGE UND ANSTELLUNGS-
ERFORDERNISSE

U n t e r a b s c h n i t t a

Dienstzweige der Verwendungsgruppe LPA

1. Lehrer für Pädagogik an Pädagogischen
Akademien

Anstellungserfordernis:

Doktorat der Philosophie mit dem Hauptfach
Pädagogik oder Psychologie oder Soziologie oder
Doktorat der Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften (auf Grund des Magistergrades der
soziologischen Studienrichtung), ferner Lehrbe-
fähigung für Volksschulen und eine mindestens
vierjährige Lehrpraxis an allgemeinbildenden
Pflichtschulen mit hervorragenden pädagogischen
Leistungen sowie durch Publikationen nachzu-
weisende wissenschaftliche Tätigkeit.

2. Lehrer für Religionspädagogik an Pädago-
gischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Doktorat der Theologie oder Doktorat der
Philosophie mit dem Hauptfach Pädagogik oder
Psychologie oder Soziologie oder Doktorat der
Sozial- und Wirtschaftswissenschaften (auf Grund
des Magistergrades der soziologischen Studien-
richtung) und in allen Fällen der Nachweis der
kirchlich (religionsgesellschaftlich) erklärten Be-

fähigung und Ermächtigung für die Erteilung des
Unterrichtes in Religionspädagogik an Pädago-
gischen Akademien nach den hiefür geltenden
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vorschrif-
ten, eine mehrjährige Lehrpraxis an Schulen mit
hervorragenden pädagogischen Leistungen sowie
durch Publikationen nachzuweisende wissen-
schaftliche Tätigkeit.

3. Lehrer für Schulrechtskunde an Pädago-
gischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Doktorat der Rechtswissenschaft oder Voll-
endung der rechts- und staatswissenschaftlichen
Hochschulstudien zusammen mit der praktischen
Prüfung für die politische Geschäftsführung sowie
in beiden Fällen eine mehrjährige rechtskundige
Tätigkeit in der Schulverwaltung.

4. Lehrer für Schulhygiene und biologische
Grundlagen der Erziehung

Anstellungserfordernis:

Doktorat der Medizin und mehrjährige Tätig-
keit auf dem Gebiete der Schulhygiene.

U n t e r a b s c h n i t t b

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 1

5. Lehrer an mittleren und höheren Schulen,
den Akademien verwandten Lehranstalten,
Pädagogischen Akademien, Hochschulinsti-
tuten und Kunstakademien, soweit nicht
einer der folgenden Dienstzweige dieses Ab-
schnittes in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere Schulen
(oder frühere Lehramtsprüfung für Mittelschu-
len) und Einführung in das praktische Lehramt].

6. Religionslehrer an mittleren und höheren
Schulen und den Akademien verwandten
Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

Die Vollendung der theologischen oder philo-
sophischen oder rechts- und staatswissenschaft-
lichen Hochschulstudien und in allen Fällen der
Nachweis der kirchlich (religionsgesellschaftlich)
erklärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an höheren
Schulen (oder an früheren mittleren Lehranstal-
ten) nach den hiefür geltenden kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Vorschriften; für die Defi-
nitivstellung ist überdies die Befähigung durch
die erfolgreiche Ablegung der nach den kirch-
lichen (religionsgesellschaftlichen) Prüfungsvor-
schriften vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesministerium als der Lehramtsprüfung für
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höhere Schulen (oder der früheren Lehramts-
prüfung für Mittelschulen) gleichwertig festge-
stellten Befähigungsprüfung für die Erteilung des
Religionsunterrichtes an höheren Schulen (oder
an früheren mittleren Lehranstalten) nachzu-
weisen.

7. Lehrer für Musik an mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und den Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

(1) Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere Schulen
(oder frühere Lehramtsprüfung für Mittelschulen)
und Einführung in das praktische Lehramt].

(2) Diesem Anstellungserfordernis ist gleichzu-
halten:

a) in Verbindung mit den unter nachstehender
lit. b angeführten zusätzlichen Erforder-
nissen die Lehrbefähigungsprüfung aus Ge-
sang und einem an mittleren oder höheren
Schulen zugelassenen Instrumentalfach oder
die Lehrbefähigungsprüfung aus zwei an
mittleren oder höheren Schulen zugelas-
senen Instrumentalfächern;

b) zusätzlich zu den in lit. a angeführten Er-
fordernissen in allen Fällen die Reifeprü-
fung einer höheren Schule und
aa) Lehramtsprüfung aus einem wissen-

schaftlichen Haupt- oder Nebenfach
oder

bb) Vollendung der philosophischen
Studien mit dem Hauptfach Musik-
wissenschaft.

(3) Von den im Abs. 2 lit. b angeführten zu-
sätzlichen Erfordernissen kann bei hervorragen-
den künstlerischen oder musikpädagogischen Lei-
stungen vom zuständigen Bundesministerium im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt aus-
nahmsweise abgesehen werden, wenn eine minde-
stens 15jährige Bewährung als Lehrer für Musik
an mittleren oder höheren Schulen oder den
Akademien verwandten Lehranstalten in einer
den Verwendungsgruppen L 2 entsprechenden
Verwendung vorliegt.

8. Lehrer an Bildungsanstalten für Erzieher und
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen

Anstellungserfordernis:
(1) Befähigung für das Lehramt an höheren

Schulen [Lehramtsprüfung für höhere Schulen
(oder frühere Lehramtsprüfung für Mittelschulen)
und Einführung in das praktische Lehramt].

(2) Sofern für den betreffenden Unterrichts-
gegenstand eine Befähigung für das Lehramt an
höheren Schulen nicht besteht,

a) volle Hochschulbildung in der in Betracht
kommenden Fachrichtung
oder

b) volle Hochschulbildung sowie hervorra-
gende Kenntnisse auf dem Gebiete der be-
treffenden Fachrichtung.

9. Lehrer für Pädagogik an Pädagogischen
Akademien

Anstellungserfordernis:

Vollendung der philosophischen Hochschul-
studien aus Pädagogik oder Psychologie oder
Soziologie oder die Vollendung der Hochschul-
studien aus der soziologischen Studienrichtung,
ferner Lehrbefähigung für Volksschulen und eine
mindestens vierjährige Lehrpraxis an allgemein-
bildenden Pflichtschulen mit hervorragenden
pädagogischen Leistungen.

10. Lehrer für Religionspädagogik an Pädago-
gischen Akademien

Anstellungserfordernis:
Vollendung der theologischen Hochschul-

studien oder Vollendung der philosophischen
Hochschulstudien aus Pädagogik oder Psychologie
oder Soziologie oder Vollendung der Hochschul-
studien aus der soziologischen Studienrichtung
sowie in allen Fällen der Nachweis der kirchlich
(religionsgesellschaftlich) erklärten Befähigung
und Ermächtigung für die Erteilung des Unter-
richtes in Religionspädagogik an Pädagogischen
Akademien nach den hiefür geltenden kirchlichen
(religionsgesellschaftlichen) Vorschriften und eine
mehrjährige Lehrpraxis an Schulen mit hervor-
ragenden pädagogischen Leistungen.

11. Lehrer für Pädagogik und verwandte Unter-
richtsgegenstände an mittleren Schulen

Anstellungserfordernis:
a) Lehramtsprüfung für den Philosophischen

Einführungsunterricht (Psychologie, Erzie-
hungslehre und Philosophie) oder frühere
Lehramtsprüfung für Pädagogik an Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsanstalten und in
beiden Fällen Lehrbefähigung für Volks-
schulen
oder

b) Lehramtsprüfung für höhere Schulen (oder
frühere Lehramtsprüfung für Mittelschulen)
einschließlich der früheren Erweiterungs-
prüfung für Pädagogik an Lehrer- und
Lehrinnenbildungsanstalten und Einfüh-
rung in das praktische Lehramt
oder
(nur bei Lehrern für Pädagogik an Bil-
dungsanstalten für Erzieher und Bildungs-
anstalten für Kindergärtnerinnen)

c) Lehramtsprüfung für den Philosophischen
Einführungsunterricht (Psychologie, Erzie-
hungslehre und Philosophie) oder frühere
Lehramtsprüfung für Pädagogik an Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsanstalten und in
beiden Fällen Befähigungsprüfung für Er-
zieher oder für Kindergärtnerinnen.
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12. Lehrer für Volksschuldidaktik und für
Schul- und Erziehungspraxis an Pädago-
gischen Akademien und Lehrer an Übungs-
schulen an Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

a) An Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Lehrbefähigung für
Volksschulen und die Lehrbefähigung für
Hauptschulen oder Sonderschulen oder
Polytechnische Lehrgänge, ferner eine min-
destens sechsjährige Lehrpraxis an allge-
meinbildenden Pflichtschulen mit hervor-
ragenden pädagogischen Leistungen sowie
einschlägige Publikationen
oder

b) Vollendung der philosophischen Hochschul-
studien aus Pädagogik oder Psychologie
oder Soziologie oder Vollendung der Hoch-
schulstudien aus der soziologischen Studien-
richtung, ferner Lehrbefähigung für Volks-
schulen und eine mindestens vierjährige
Lehrpraxis an allgemeinbildenden Pflicht-
schulen mit hervorragenden pädagogischen
Leistungen sowie einschlägige Publika-
tionen.

13. Religionslehrer an Übungsschulen der Päda-
gogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

a) Vollendung der theologischen Hochschul-
studien oder Vollendung der philoso-
phischen Hochschulstudien aus Pädagogik
oder Psychologie oder Soziologie oder Voll-
endung der Hochschulstudien aus der
soziologischen Studienrichtung sowie in
allen Fällen der Nachweis der kirchlich
(religionsgesellschaftlich) erklärten Befähi-
gung und Ermächtigung für die Erteilung
des Religionsunterrichtes an Übungsschulen
nach den kirchlichen (religionsgesellschaft-
lichen) Vorschriften und eine mehrjährige
Lehrpraxis an Schulen mit hervorragenden
pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Reifeprüfung einer
höheren Schule, eine mehrjährige Lehr-
praxis an Schulen mit hervorragenden päda-
gogischen Leistungen und der Nachweis der
kirchlich (religionsgesellschaftlich) erklärten
Befähigung und Ermächtigung für die Er-
teilung des Religionsunterrichtes an
Übungsschulen nach den hiefür geltenden
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vor-
schriften; die Befähigung ist hiebei durch
die erfolgreiche Ablegung der nach den
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vor-
schriften vorgesehenen und vom zustän-
digen Bundesministerium als den Lehramts-

prüfungen (oder früheren Lehrbefähigungs-
prüfungen) für Volksschulen und Haupt-
schulen oder Sonderschulen oder Polytech-
nischen Lehrgängen gleichwertig festgestell-
ten Befähigungsprüfungen für die Erteilung
des Religionsunterrichtes an Volksschulen
und Hauptschulen beziehungsweise Sonder-
schulen beziehungsweise Polytechnischen
Lehrgängen nachzuweisen.

14. Lehrer an vollorganisierten Blindeninstituten
und Taubstummeninstituten

Anstellungserfordernis:

a) Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder frühere Lehramtsprüfung
für Mittelschulen) und Einführung in
das praktische Lehramt] sowie die für
die entsprechende Sonderschulart in Be-
tracht kommende Lehrbefähigung für Son-
derschulen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Lehrbefähigung für
Hauptschulen oder Polytechnische Lehr-
gänge und die für die entsprechende Sonder-
schulart in Betracht kommende Lehrbefähi-
gung für Sonderschulen sowie eine minde-
stens sechsjährige Lehrpraxis an Volks-,
Haupt- oder Sonderschulen beziehungs-
weise Polytechnischen Lehrgängen.

15. Religionslehrer an vollorganisierten Blinden-
instituten und Taubstummeninstituten

Anstellungserfordernis:

a) Die Vollendung der theologischen oder
philosophischen Hochschulstudien und in
beiden Fällen der Nachweis der kirchlich
(religionsgesellschaftlich) erklärten Befähi-
gung und Ermächtigung für die Erteilung
des Religionsunterrichtes an Blindeninsti-
tuten beziehungsweise Taubstummeninsti-
tuten nach den hiefür geltenden kirchlichen
(religionsgesellschaftlichen) Vorschriften;
für die Definitivstellung ist überdies die
Befähigung durch die erfolgreiche Ablegung
der nach den kirchlichen (religionsgesell-
schaftlichen) Prüfungsvorschriften vorge-
sehenen und vom zuständigen Bundesmini-
sterium als der Lehramtsprüfung für
höhere Schulen (oder der früheren Lehr-
amtsprüfung für Mittelschulen) gleichwertig
festgestellten Befähigungsprüfung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an mitt-
leren und höheren Schulen nachzuweisen;
oder

b) an Stelle der in Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse die Reifeprüfung einer höheren
Schule und der Nachweis der kirchlich (reli-
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gionsgesellschaftlich) erklärten Befähigung
und Ermächtigung für die Erteilung des
Religionsunterrichtes an Blindeninstituten
beziehungsweise Taubstummeninstituten
nach den hiefür geltenden kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Vorschriften; die Be-
fähigung ist hiebei durch die erfolgreiche
Ablegung der nach den kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Prüfungsvorschrif-
ten vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesministerium als den Lehramtsprü-
fungen (oder früheren Lehrbefähigungsprü-
fungen) für Hauptschulen oder Polytech-
nische Lehrgänge und für Sonderschulen
gleichwertig festgestellten Befähigungsprü-
fungen für die Erteilung des Religions-
unterrichtes an Hauptschulen beziehungs-
weise Polytechnischen Lehrgängen und an
Sonderschulen nachzuweisen.

16. Lehrer an linguistischen Lehrkanzeln und
Instituten für Dolmetschausbildung an Hoch-
schulen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder frühere Lehramtsprüfung für
Mittelschulen) und Einführung in das prak-
tische Lehramt]
oder

b) volle Hochschulbildung in einer für das
Fachgebiet in Betracht kommenden Rich-
tung
oder
(nur bei Lehrern an Instituten für Dol-
metschausbildung)

c) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Erwerbung des akade-
mischen Grades „Diplomierter Dolmetsch".

(2) In allen Fällen überdies eine durch Gutach-
ten des Professorenkollegiums der philoso-
phischen Fakultät festgestellte besondere Befähi-
gung.

17. Lehrer an Kunstakademien

Anstellungserfordernis:
Volle Hochschulbildung der in Betracht kom-

menden Fachrichtung; bei Lehrern künstlerischer
Fächer tritt an Stelle der im Abschnitt I be-
stimmten Erfordernisse der Nachweis hervor-
ragender künstlerischer und kunstpädagogischer
Leistungen.

18. Lehrer an Handelsschulen und Handels-
akademien

Anstellungserfordernis:

a) Vollendung des Studiums aus der wirt-
schaftspädagogischen Studienrichtung
oder

b) Befähigung für das Lehramt an mittleren
und höheren kaufmännischen Schulen für
kaufmännische Unterrichtsgegenstände
(Lehramtsprüfung für mittlere und höhere
kaufmännische Schulen oder frühere Lehr-
amtsprüfung für mittlere kaufmännische
Lehranstalten) oder an Stelle der im Ab-
schnitt I bestimmten Erfordernisse die
frühere Lehrbefähigungsprüfung für zwei-
klassige Handelsschulen in Verbindung mit
einer mindestens sechsjährigen lehramt-
lichen Verwendung
oder

c) Befähigung für das Lehramt an mittleren
und höheren kaufmännischen Schulen für
volkswirtschaftliche sowie rechts- und
staatsbürgerkundliche Unterrichtsgegen-
stände [Lehramtsprüfung für mittlere und
höhere kaufmännische Schulen (oder
frühere Lehramtsprüfung für mittlere kauf-
männische Lehranstalten) und Einführung
in das praktische Lehramt]
oder

d) Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder frühere Lehramtsprüfung für
Mittelschulen) und Einführung in das prak-
tische Lehramt].

19. Lehrer für allgemeinbildende oder allgemein-
theoretische Unterrichtsgegenstände an ge-
werblichen, technischen und kunstgewerb-
lichen Fachschulen, Fachschulen für wirt-
schaftliche Frauenberufe, Fachschulen für
Sozialarbeit, mittleren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalten, Höheren tech-
nischen und gewerblichen Lehranstalten,
Höheren Lehranstalten für wirtschaftliche
Frauenberufe, Höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalten, Lehranstalten für
gehobene Sozialberufe, Berufspädagogischen
Lehranstalten und an Anstalten für die Aus-
bildung und Fortbildung der Lehrer an land-
und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder frühere Lehramtsprüfung für
Mittelschulen) und Einführung in das prak-
tische Lehramt]
oder

b) soweit es sich um den Unterricht in Mathe-
matik und angewandter Mathematik oder
Physik und angewandter Physik oder
Chemie und angewandter Chemie handelt
oder wenn eine Lehramtsprüfung für
höhere Schulen für den betreffenden Gegen-
stand nicht vorgesehen ist, volle Hochschul-
bildung der betreffenden Fachrichtung und
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eine mindestens fünfjährige facheinschlägige
Berufspraxis. Von der vorgeschriebenen
Berufspraxis kann vom zuständigen Bun-
desministerium bis auf zwei Jahre Nachsicht
erteilt werden, wenn ein Bewerber, der die
volle Berufspraxis erfüllt, nicht vorhanden
und die Erteilung des Unterrichtes ander-
weitig nicht gewährleistet ist.

20. Lehrer für fachlich-theoretische Unterrichts-
gegenstände (allenfalls in Verbindung mit
fachlich-praktischem Unterricht) an gewerb-
lichen, technischen und kunstgewerblichen
Fachschulen, Fachschulen für wirtschaftliche
Frauenberufe, Fachschulen für Sozialarbeit,
Höheren technischen und gewerblichen Lehr-
anstalten, Höheren Lehranstalten für wirt-
schaftliche Frauenberufe, Werkschulheimen,
Lehranstalten für gehobene Sozialberufe und
Berufspädagogischen Lehranstalten, ferner an
Instituten von Hochschulen technischer Rich-
tung

Anstellungserfordernis:

(1) a) Volle Hochschulbildung der in Betracht
kommenden Fachrichtung und eine minde-
stens fünfjährige facheinschlägige Berufs-
praxis
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse bei Lehrern für fachlich-
theoretische Unterrichtsgegenstände in Ver-
bindung mit fachlich-praktischem Unter-
richt in Spezialgebieten, für die eine
hochschulmäßige Ausbildung nicht vorge-
sehen ist, die Reifeprüfung einer höheren
Schule oder das Abgangszeugnis über den
erfolgreichen Besuch einer ehemaligen
Kunstgewerbeschule und in beiden Fällen
eine mindestens zehnjährige hochqualifi-
zierte Berufspraxis mit hervorragenden
Leistungen auf dem in Betracht kommen-
den Fachgebiet.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. a bestimmten Er-
fordernis der nach Vollendung des Hochschul-
studiums zurückzulegenden Berufspraxis kann
das zuständige Bundesministerium Nachsicht er-
teilen, wenn

a) das Hochschulstudium erst nach Aufnahme
in ein öffentlich-rechtliches oder vertrag-
liches Dienstverhältnis zum Bund als Lehrer
einer der Verwendungsgruppen L 2 (Ent-
lohnungsgruppen 1 2) vollendet wurde und
der Lehrer schon vor seinem Eintritt in
das Dienstverhältnis eine mindestens- fünf-
jährige facheinschlägige Berufspraxis zu-
rückgelegt hat
oder

b) ein Bewerber, der die volle Berufspraxis er-
füllt, nicht vorhanden und die Erteilung
des Unterrichtes anderweitig nicht gewähr-
leistet ist, bis auf zwei Jahre.

(3) Von dem im Abs. 1 lit. b bestimmten Er-
fordernis der Reifeprüfung einer höheren Schule
kann vom zuständigen Bundesministerium im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt Nach-
sicht erteilt werden, wenn an Stelle der minde-
stens zehnjährigen eine nach der Vollendung des
18. Lebensjahres zurückgelegte mindestens
15jährige hochqualifizierte Berufspraxis mit her-
vorragenden Leistungen auf dem in Betracht
kommenden Fachgebiet nachgewiesen wird.

(4) Die im Abs. 1 lit. b vorgeschriebene Be-
rufspraxis wird bis zur Hälfte, die nach Abs. 3
erforderliche Berufspraxis bis zu zwei Dritteln
des jeweils angeführten Zeitausmaßes durch eine
Lehrpraxis in einer den Verwendungsgruppen L 2
entsprechenden Verwendung ersetzt.

21. Lehrer für gewerblich-künstlerische Unter-
richtsgegenstände, für Bildnerische Erziehung
und für Werken an gewerblichen, technischen
und kunstgewerblichen Fachschulen, Fach-
schulen für wirtschaftliche Frauenberufe,
Fachschulen für Sozialarbeit, Höheren tech-
nischen und gewerblichen Lehranstalten,
Höheren Lehranstalten für wirtschaftliche
Frauenberufe, Berufspädagogischen Lehran-
stalten, Höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten und Anstalten für die
Ausbildung und Fortbildung der Lehrer an
land- und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Befähigung für das Lehramt an höheren
Schulen [Lehramtsprüfung für höhere
Schulen (oder frühere Lehramtsprüfung für
Mittelschulen) und Einführung in das prak-
tische Lehramt]
oder

b) volle Hochschulbildung der in Betracht
kommenden Fachrichtung und eine min-
destens fünfjährige facheinschlägige Berufs-
praxis
oder

c) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse
aa) das Diplom einer Meisterschule der in

Betracht kommenden Fachrichtung an
der Akademie der bildenden Künste
und eine mindestens fünfjährige Be-
rufspraxis mit hervorragenden künstle-
rischen Leistungen auf dem in Betracht
kommenden Fachgebiet
oder

bb) die Reifeprüfung einer höheren Schule
oder das Diplom einer Meisterklasse
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der in Betracht kommenden Fachrich-
tung an der Akademie für angewandte
Kunst oder das Abgangszeugnis über
den erfolgreichen Besuch der ehema-
ligen Kunstgewerbeschule und in allen
Fällen eine mindestens zehnjährige
hochqualifizierte Berufspraxis mit her-
vorragenden künstlerischen Leistungen
auf dem in Betracht kommenden Fach-
gebiet.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. b und lit. c sub-
lit, aa bestimmten Erfordernis der nach Voll-
endung des Hochschulstudiums zurückzulegenden
Berufspraxis kann das zuständige Bundesmini-
sterium Nachsicht erteilen, wenn das Hochschul-
studium erst nach der Aufnahme in ein öffent-
lich-rechtliches oder vertragliches Dienstverhält-
nis zum Bund als Lehrer einer der Verwendungs-
gruppen L 2 (Entlohnungsgruppen 1 2) vollendet
wurde und der Lehrer schon vor seinem Eintritt
in das Dienstverhältnis eine mindestens fünf-
jährige facheinschlägige Berufspraxis zurückgelegt
hat.

(3) Von dem im Abs. 1 lit. b bestimmten
Erfordernis der nach Vollendung des Hochschul-
studiums zurückzulegenden Berufspraxis kann
das zuständige Bundesministerium bis auf zwei
Jahre Nachsicht erteilen, wenn ein Bewerber, der
die volle Berufspraxis erfüllt, nicht vorhanden
und die Erteilung des Unterrichtes anderweitig
nicht gewährleistet ist.

(4) Von dem im Abs. 1 lit. c sublit, bb be-
stimmten Erfordernis der Reifeprüfung einer
höheren Schule kann vom zuständigen Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt Nachsicht erteilt werden, wenn an
Stelle der mindestens zehnjährigen eine nach der
Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegte
mindestens fünfzehnjährige hochqualifizierte Be-
rufspraxis mit hervorragenden künstlerischen
Leistungen auf dem in Betracht kommenden
Fachgebiet nachgewiesen wird.

(5) Die im Abs. 1 lit. c sublit, aa und bb vor-
geschriebene Berufspraxis wird bis zur Hälfte, die
nach Abs. 4 erforderliche Berufspraxis bis zu
zwei Dritteln des jeweils angeführten Zeitaus-
maßes durch eine Lehrpraxis in einer den Ver-
wendungsgruppen L 2 entsprechenden Verwen-
dung ersetzt.

22. Lehrer für kaufmännische oder gewerblich-
wirtschafitliche oder rechts- und staatsbürger-
kundliche Unterrichtsgegenstände an ge-
werblichen, technischen und kunstgewerb-
lichen Fachschulen, Fachschulen für wirt-
schaftliche Frauenberufe, Fachschulen für
Sozialarbeit, Höheren technischen und ge-
werblichen Lehranstalten, Höheren Lehran-
stalten für wirtschaftliche Frauenberufe,

Werkschulheimen, Höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalten, Lehranstalten
für gehobene Sozialberufe und Berufspäd-
agogische Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

(1) a) Befähigung für das Lehramt an mittleren
und höheren kaufmännischen Schulen für
kaufmännische Unterrichtsgegenstände
(Lehramtsprüfung für mittlere und höhere
kaufmännische Schulen oder frühere Lehr-
amtsprüfung für mittlere kaufmännische
Lehranstalten) oder an Stelle der im Ab-
schnitt I bestimmten Erfordernisse die
frühere Lehrbefähigungsprüfung für zwei-
klassige Handelsschulen in Verbindung mit
einer mindestens sechsjährigen lehramt-
lichen Verwendung
oder

b) Befähigung für das Lehramt an mittleren
und höheren kaufmännischen Schulen für
volkswirtschaftliche sowie rechts- und
staatsbürgerkundliche Unterrichtsgegen-
stände [Lehramtsprüfung für mittlere und
höhere kaufmännische Schulen (oder
frühere Lehramtsprüfung für mittlere
kaufmännische Lehranstalten) und Einfüh-
rung in das praktische Lehramt]
oder

c) Vollendung des Studiums aus der wirt-
schaftspädagogischen Studienrichtung oder
in Verbindung mit einer mindestens fünf-
jährigen Berufspraxis die Vollendung eines
Studiums aus einer sonstigen sozial- und
wirtschaftswissenschaftlichen Studienrich-
tung oder in Verbindung mit einer sechs-
jährigen Berufspraxis an Stelle der im Ab-
schnitt I bestimmten Erfordernisse das bis
zum Jahre 1931 erworbene Diplom der
Hochschule für Welthandel
oder

d) Vollendung der rechts- und staatswissen-
schaftlichen Studien und eine mindestens
fünfjährige Berufspraxis
oder

e) Vollendung der Studien aus Wirtschafts-
ingenieurwesen an einer technischen Hoch-
schule und eine mindestens fünfjährige
Berufspraxis.

(2) Von der im Abs. 1 lit. c erster Halbsatz
und lit. d bis f vorgeschriebenen Berufspraxis
kann das zuständige Bundesministerium bis auf
zwei Jahre Nachsicht erteilen, wenn ein Bewer-
ber, der die volle Berufspraxis erfüllt, nicht vor-
handen und die Erteilung des Unterrichtes ander-
weitig nicht gewährleistet ist.

23. Lehrer für Pädagogik und verwandte
Unterrichtsgegenstände an Berufspädago-
gischen Lehranstalten und an Anstalten für
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die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Lehramtsprüfung für den Philosophischen
Einführungsunterricht (Psychologie, Erzie-
hungslehre und Philosophie) oder frühere
Lehramtsprüfung für Pädagogik an Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsanstalten
oder

b) Lehramtsprüfung für höhere Schulen
(frühere Lehramtsprüfung für Mittel-
schulen) einschließlich der früheren Erwei-
terungsprüfung für Pädagogik an Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsanstalten und Ein-
führung in das praktische Lehramt
oder

c) soweit für das Hochschulstudium die Be-
stimmungen des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes noch nicht anwendbar
waren
aa) Lehramtsprüfung für höhere Schulen

(frühere Lehramtsprüfung für Mittel-
schulen) und Doktorat der Philosophie
aus Pädagogik oder Psychologie und
Einführung in das praktische Lehramt
oder

bb) Doktorat der Philosophie aus Päda-
gogik oder Psychologie und eine min-
destens fünfjährige Berufspraxis mit
hervorragenden fachlichen Leistungen

oder
d) für Lehrer an Anstalten für die Ausbildung

und Fortbildung der Lehrer an land- und
forstwirtschaftlichen Schulen
aa) Befähigung für das Lehramt an

höheren Schulen [Lehramtsprüfung für
höhere Schulen (oder frühere Lehr-
amtsprüfung für Mittelschulen) und
Einführung in das praktische Lehramt]
sowie eine mindestens fünfjährige
Lehrpraxis an land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalten mit hervor-
ragenden pädagogischen Leistungen
oder

bb) Vollendung der Studien an der Hoch-
schule für Bodenkultur, die Befähigung
für den land- und forstwirtschaftlichen
Lehr- und Förderungsdienst und eine
mindestens fünfjährige Lehrpraxis an
land- und forstwirtschaftlichen Schulen
mit hervorragenden pädagogischen Lei-
stungen.

24. Lehrer für Methodik und schulpraktische
Übungen oder für den hauswirtschaftlichen
oder gewerblichen Fachunterricht an Berufs-
pädagogischen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse die Lehramtsprüfung für den haus-

wirtschaftlichen bzw. für den gewerblichen Fach-
unterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Reifeprüfung der
Bildungsanstalt für Lehrer für den hauswirtschaft-
lichen bzw. für den gewerblichen Fachunterricht
und die frühere Lehrbefähigung für den haus-
wirtschaftlichen bzw. gewerblichen Fachunter-
richt) und eine mindestens sechsjährige Lehrpraxis
in einer den Verwendungsgruppen L 2 ent-
sprechenden Verwendung sowie hervorragende
pädagogische Leistungen.

25. Lehrer für den Fachunterricht an mittleren
und höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalten und an Anstalten für die Aus-
bildung und Fortbildung der Lehrer an land-
und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Die Vollendung der Studien an der
Hochschule für Bodenkultur
oder

b) volle Hochschulbildung der in Betracht
kommenden Fachrichtung und eine minde-
stens fünfjährige Berufspraxis
oder

c) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Reifeprüfung einer
höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalt und eine mindestens zehn-
jährige fachliche Betätigung und hervor-
ragende fachliche Leistungen
oder

d) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse bei Lehrern für Spezialge-
biete, für die eine hochschulmäßige Aus-
bildung nicht vorgesehen ist, die Reife-
prüfung einer höheren Schule und eine min-
destens zehnjährige hochqualifizierte Be-
rufspraxis mit hervorragenden Leistungen
auf dem in Betracht kommenden Fach-
gebiet.

(2) Für die Definitivstellung in den Fällen des
Abs. 1 lit. a und c überdies die entsprechende
Befähigungsprüfung; im Falle des Abs. 1 lit. a
für den forstwirtschaftlichen Fachunterricht an
forstwirtschaftlichen Lehranstalten außerdem die
Staatsprüfung für den höheren Forstdienst.

26. Lehrer im pädagogisch-psychologischen
Dienst bei einer Schulbehörde des Bundes

Anstellungserfordernis:

Vollendung der philosophischen Studien mit
dem Hauptfach Psychologie und einem Neben-
fach sowie eine mindestens fünfjährige Lehr-
praxis in der Verwendungsgruppe L 1 oder in
einer der Verwendungsgruppen L 2.
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TEIL B

Dienstposten der Verwendungsgruppen L 2

ABSCHNITT I

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN OBER DIE
BESONDEREN ANSTELLUNGSERFORDER-
NISSE FÜR DIE IN DEN VERWENDUNGS-
GRUPPEN L 2 EINGEREIHTEN DIENST-

ZWEIGE

(1) Erfordernis für die Anstellung ist

a) die Reifeprüfung einer höheren Schule;

b) bei Lehrern für den praktischen Unter-
richt entweder die Reifeprüfung einer
höheren Schule oder der gewerberecht-
liche Befähigungsnachweis zur selbständigen
Ausübung eines Gewerbes (Meisterprüfung
oder gleichwertige Befähigung) mit einer
nach der Vollendung des 18. Lebensjahres
zurückgelegten mindestens sechsjährigen
facheinschlägigen Berufspraxis; das Erfor-
dernis dieser Berufspraxis entfällt bei Nach-
weis der Lehramtsprüfung für den gewerb-
lichen Fachunterricht, die an einer minde-
stens viersemestrigen Berufspädagogischen
Lehranstalt abgelegt wurde.

(2) Als Reifeprüfung einer höheren Schule gilt
auch eine vom zuständigen Bundesministerium
gleichgehaltene Prüfung, wenn die Gleichhaltung
(Gleichstellung) auf dem betreffenden Zeugnis
amtlich vermerkt ist.

ABSCHNITT II

DIENSTZWEIGE UND ANSTELLUNGS-
ERFORDERNISSE

U n t e r a b s c h n i t t a

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 2 B

27. Berufsschullehrer

(1). a) L e h r e r f ü r g e w e r b l i c h e Be-
r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:

aa) Lehrbefähigung für gewerbliche Be-
rufsschulen
oder

bb) Lehrbefähigung für den gewerblichen
Fachunterricht an berufsbildenden
mittleren und höheren Schulen (oder
frühere Lehrbefähigung für den ge-
werblichen Fachunterricht an Lehran-
stalten für Frauenberufe).

b) L e h r e r f ü r h a u s w i r t s c h a f t -
l i c h e B e r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:

aa) Lehrbefähigung für hauswirtschaftliche
Berufsschulen
oder

bb) Lehrbefähigung für den hauswirt-
schaftlichen Fachunterricht an berufs-
bildenden mittleren und höheren
Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den hauswirtschaftlichen Fach-
unterricht an Lehranstalten für Frauen-
berufe).

c) L e h r e r f ü r k a u f m ä n n i s c h e Be-
r u f s s c h u l e n

Anstellungserfordernis:
aa) Lehrbefähigung für kaufmännische Be-

rufsschulen
oder

bb) Befähigung für das Lehramt an mitt-
leren und höheren kaufmännischen
Schulen für kaufmännische Unter-
richtsgegenstände (Lehramtsprüfung
für mittlere und höhere kaufmännische
Schulen oder frühere Lehramtsprüfung
für mittlere kaufmännische Lehran-
stalten) oder die frühere Lehrbefäh-
gungsprüfung für zweiklassige Han-
delsschulen.

d) L e h r e r f ü r K u r z s c h r i f t u n d
M a s c h i n s c h r e i b e n an B e r u f s -
s c h u l e n

Anstellungserfordernis:
aa) Lehrbefähigung für Kurzschrift und

Maschinschreiben an kaufmännischen
Berufsschulen
oder

bb) Lehrbefähigung für Kurzschrift und
Maschinschreiben an mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehr-
befähigung für Kurzschrift und
Maschinschreiben an mittleren Lehran-
stalten).

(2) Bei Lehrern mit der Lehrbefähigung für
gewerbliche Berufsschulen (fachlich-theoretischer
Unterricht) wird die Reifeprüfung einer höheren
Schule durch das Diplom einer Meisterklasse der
Akademie für angewandte Kunst oder durch das
Abgangszeugnis über den erfolgreichen Besuch
einer ehemaligen Kunstgewerbeschule ersetzt.

(3) Bei Lehrern mit der Lehrbefähigung für
hauswirtschaftliche Berufsschulen wird die Reife-
prüfung einer höheren Schule durch die Ab-
schlußprüfung einer Lehranstalt für gehobene
Sozialberufe ersetzt.
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28. Lehrer für Polytechnische Lehrgänge

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Polytechnische Lehr-
gänge.

29. Religionslehrer an Berufsschulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-
weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Berufs-
schulen nach den hiefür geltenden kirchlichen
(religionsgesellschaftlichen) Vorschriften; die Be-
fähigung ist hiebei — soweit die Befähigung nach
den kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vor-
schriften nicht auf Grund des vollendeten theo-
logischen Hochschulstudiums erteilt wird — durch
die erfolgreiche Ablegung der nach den kirch-
lichen (religionsgesellschaftlichen) Prüfungsvor-
schriften vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesministerium als der Lehramtsprüfung
(oder der früheren Lehrbefähigungsprüfung) für
Berufsschulen gleichwertig festgestellten Befähi-
gungsprüfung für die Erteilung des Religions-
unterrichtes an Berufsschulen nachzuweisen.

30. Religionslehrer an Polytechnischen Lehr-
gängen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-
weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Polytech-
nischen Lehrgängen nach den hiefür geltenden
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vorschrif-
ten; die Befähigung ist hiebei — soweit die Be-
fähigung nach den kirchlichen (religionsgesell-
schaftlichen) Vorschriften nicht auf Grund des
vollendeten theologischen Hochschulstudiums er-
teilt wird — durch die erfolgreiche Ablegung der
nach den kirchlichen (religionsgesellschaftlichen)
Prüfungsvorschriften vorgesehenen und vom zu-
ständigen Bundesministerium als der Lehramts-
prüfung für Polytechnische Lehrgänge gleich-
wertig festgestellten Befähigungsprüfung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Polytech-
nischen Lehrgängen nachzuweisen.

31. Religionslehrer an berufsbildenden mittleren
Schulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-

weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an berufsbil-
denden mittleren Schulen nach den hiefür gel-
tenden kirchlichen (religionsgesellschaftlichen)
Vorschriften; die Befähigung ist hiebei — soweit
die Befähigung nach den kirchlichen (religions-
gesellschaftlichen) Vorschriften nicht auf Grund
des vollendeten theologischen Hochschulstudiums
erteilt wird — durch die erfolgreiche Ablegung
der nach den kirchlichen (religionsgesellschaft-
lichen) Prüfungsvorschriften vorgesehenen und
vom zuständigen Bundesministerium als einer an
einer Berufspädagogischen Lehranstalt abgelegten
Lehramtsprüfung gleichwertig festgestellten Be-
fähigungsprüfung für die Erteilung des Religions-
unterrichtes an berufsbildenden mittleren Schulen
nachzuweisen.

32. Lehrer für Musik an mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigungsprüfung aus Gesang und einem
an mittleren oder höheren Schulen zugelassenen
Instrumentalfach oder aus zwei an mittleren oder
höheren Schulen zugelassenen Instrumental-
fächern.

33. Lehrer für Kurzschrift und Maschinschreiben
an mittleren und höheren- Schulen und den
Akademien verwandten Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Kurzschrift und Maschin-
schreiben an mittleren und höheren Schulen (oder
frühere Lehrbefähigung für Kurzschrift und
Maschinschreiben an mittleren Lehranstalten).

34. Lehrer für fachlich-theoretische Unterrichts-
gegenstände an gewerblichen, technischen
und kunstgewerblichen Fachschulen, soweit
nicht Dienstzweig 38 in Betracht kommt,
sowie an Werkschulheimen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Lehrbefähigung für den gewerblichen
Fachunterricht (fachlich-theoretischer
Unterricht) der in Betracht kommenden
Fachrichtung an berufsbildenden mittleren
Schulen
oder

b) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (fachlich-theoretischer Unterricht)
der in Betracht kommenden Fachrichtung
oder

c) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse das Diplom einer Meister-
klasse der Akademie für angewandte Kunst
oder das Abgangszeugnis über den erfolg-
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reichen Besuch einer ehemaligen Kunstge-
gewerbeschule und in beiden Fällen eine
mindestens siebenjährige Berufspraxis mit
besonderen fachlichen und künstlerischen
Leistungen auf dem in Betracht kommen-
den Fachgebiet.

(2) Im Falle des Abs. 1 lit. a und b wird die
Reifeprüfung einer höheren Schule durch das
Diplom einer Meisterklasse der Akademie für
angewandte Kunst oder durch die Abschlußprü-
fung einer Fachklasse der ehemaligen Kunstge-
werbeschule ersetzt.

35. Lehrer für den praktischen Fachunterricht an
gewerblichen, technischen und kunstgewerb-
lichen Fachschulen, Höheren technischen und
gewerblichen Lehranstalten sowie an Lehr-
werkstätten der Hochschulen technischer
Richtung und Werkstättenklassen der Aka-
demie für angewandte Kunst, soweit nicht
Dienstzweig 38 in Betracht kommt, ferner
für Werken und den praktischen Fachunter-
richt an Werkschulheimen

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-
unterricht (praktischer Unterricht) der in
Betracht kommenden Fachrichtung an be-
rufsbildenden mittleren und höheren
Schulen
oder

b) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (praktischer Unterricht) der in Be-
tracht kommenden Fachrichtung
oder

c) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse das Diplom einer Meister-
klasse der Akademie für angewandte Kunst
oder das Abgangszeugnis über den erfolg-
reichen Besuch einer ehemaligen Kunstge-
werbeschule und in beiden Fällen eine min-
destens siebenjährige Berufspraxis mit be-
sonderen fachlichen und künstlerischen Lei-
stungen auf dem in Betracht kommenden
Fachgebiet.

36. Lehrer für Handarbeit und Werkerziehung
(einschließlich Werken für Knaben) an all-
gemeinbildenden höheren Schulen, an mitt-
leren und höheren Anstalten der Lehrer-
und Erzieherbildung und an Pädagogischen
Akademien

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse das Diplom einer Meisterklasse — aus-
genommen Architektur — der Akademie für
angewandte Kunst oder das Abgangszeugnis
über den erfolgreichen Besuch einer ehemaligen
Kunstgewerbeschule und in beiden Fällen eine
mindestens siebenjährige Berufspraxis mit beson-
deren fachlichen und künstlerischen Leistungen.

37. Lehrer für kaufmännische, gewerblich-wirt-
schaftliche, warenkundliche oder rechts-
und staatsbürgerkundliche Unterrichtsgegen-
stände an berufsbildenden mittleren Schulen

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für gewerbliche oder kauf-
männische Berufsschulen (betriebswirtschaftlicher,
warenkundlicher oder staatsbürgerkundlicher
Unterricht).

38. Lehrer für den gewerblichen Fachunterricht
an Fachschulen bekleidungsgewerblicher
Richtung sowie für den gleichartigen Unter-
richt an Fachschulen und Höheren Lehran-
stalten für wirtschaftliche Frauenberufe und
an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-
unterricht der in Betracht kommenden
Richtung an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähi-
gung für den gewerblichen Fachunterricht
an Lehranstalten für Frauenberufe)
oder

b) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (fachlich-theoretischer Unterricht)
der in Betracht kommenden Fachrichtung.

39. Lehrerinnen für den hauswirtschaftlichen
Unterricht an mittleren und höheren
Schulen und Lehranstalten für gehobene
Sozialberufe, soweit nicht einer der folgen-
den Dienstzweige dieses Unterabschnittes in
Betracht kommt, ferner Lehrer für küchen-
wirtschaftliche Unterrichtsgegenstände an
Höheren Lehranstalten für Fremdenver-
kehrsberufe, Hotelfachschulen und Gastge-
werbefachschulen

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für den hauswirtschaftlichen
Fachunterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den hauswirtschaftlichen Fachunterricht an
Lehranstalten für Frauenberufe).

40. Lehrer an Fachschulen für wirtschaftliche
Frauenberufe und an Fachschulen für Be-
kleidungsgewerbe

Anstellungserfordernis:

Befähigung für das Lehramt an Fachschulen
für wirtschaftliche Frauenberufe (oder frühere
Lehrbefähigung für den hauswirtschaftlichen
Fachunterricht an Lehranstalten für Frauenberufe
und Fortbildungskurs mit Erweiterungsprüfung|
oder Befähigung für das Lehramt an Fachschulen
für Bekleidungsgewerbe.
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41. Lehrerinnen für den hauswirtschaftlichen
Unterricht an Haushaltungsschulen

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für den hauswirtschaft-
lichen Fachunterricht an berufsbildenden
mittleren und höheren Schulen (oder
frühere Lehrbefähigung für den hauswirt-
schaftlichen Fachunterricht an Lehranstalten
für Frauenberufe)
oder

b) Befähigungsprüfung für den land- und
forstwirtschaftlichen Lehr- und Förderungs-
dienst (Gruppe Hauswirtschaft).

42. Lehrerinnen für Hauswirtschaft an Bildungs-
anstalten für Arbeitslehrerinnen, Bildungs-
anstalten für Erzieher, Bildungsanstalten für
Kindergärtnerinnen und Pädagogischen Aka-
demien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für den hauswirtschaftlichen
Fachunterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den hauswirtschaftlichen Fachunterricht an
Lehranstalten für Frauenberufe) sowie eine Zu-
satzprüfung aus Methodik des Unterrichtes in
Hauswirtschaft an Volks- und Hauptschulen; das
Erfordernis der Zusatzprüfung entfällt bei Nach-
weis der Befähigung für den Unterricht in Haus-
wirtschaft an Volks- und Hauptschulen.

43. Lehrerinnen für Mädchenhandarbeit an all-
gemeinbildenden höheren Schulen

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-
unterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den gewerblichen Fachunterricht an Lehran-
stalten für Frauenberufe) in den Fachrichtungen
Damenkleidermachen oder Wäschewarenerzeu-
gung.

44. Lehrerinnen für weibliche Handarbeit an
Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen,
Bildungsanstalten für Erzieher, Bildungsan-
stalten für Kindergärtnerinnen und Pädago-
gischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-
unterricht an berufsbildenden mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für den gewerblichen Fachunterricht an Lehran-
stalten für Frauenberufe) in den Fachrichtungen
Damenkleidermachen oder Wäschewarenerzeu-
gung sowie eine Zusatzprüfung aus Methodik
des Unterrichtes in Mädchenhandarbeit an Volks-
und Hauptschulen; das Erfordernis der Zusatz-
prüfung entfällt bei Nachweis der Befähigung für

den Unterricht in Mädchenhandarbeit an Volks-
und Hauptschulen.

45. Lehrer für den handwerklichen Unterricht
an vollorganisierten Blindeninstituten und
Taubstummeninstituten

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für gewerbliche Berufsschulen
(praktischer Unterricht).

46. Lehrer für allgemeinbildende und allgemein-
theoretische Unterrichtsgegenstände an land-
und forstwirtschaftlichen Berufsschulen und
an mittleren und höheren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Hauptschulen und Ergän-
zungsprüfung für den Unterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Schulen.

47. Lehrer für den Fachunterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen, an mitt-
leren und höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten und an Anstalten für
die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalt und die
Befähigungsprüfung für den land- und
forstwirtschaftlichen Lehr- und Förde-
rungsdienst
oder

b) Lehrbefähigung für den gewerblichen Fach-
unterricht an berufsbildenden mittleren
und höheren Schulen
oder

c) Lehrbefähigung für gewerbliche Berufs-
schulen (praktischer Unterricht).

48. Lehrer für den forstwirtschaftlichen Fach-
unterricht an land- und forstwirtschaftlichen
Berufsschulen und an mittleren und höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:
Erfolgreiche Absolvierung einer Försterschule

und eine mindestens siebenjährige Berufspraxis,
mit hervorragenden fachlichen Leistungen und
die Lehrbefähigung für den forstwirtschaftlichen.
Fachunterricht.

U n t e r a b s c h n i t t b

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 2 HS

49. Hauptschullehrer

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Hauptschulen.
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50. Sonderschullehrer, soweit nicht Dienstzweig
51 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Die für die betreffende Sonderschulart in Be-
tracht kommende Lehrbefähigung für Sonder-
schulen.

51. Lehrer an Sonderschulen, für die der Lehr-
plan der Hauptschule gilt

Anstellungserfordernis:

a) Die für die betreffende Sonderschulart in
Betracht kommende Lehrbefähigung für
Sonderschulen
oder

b) Lehrbefähigung für Hauptschulen und eine
mindestens einjährige Praxis an der betref-
fenden Sonderschulart.

52. Religionslehrer an Sonderschulen, soweit
nicht Dienstzweig 53 in Betracht kommt

Anstellungserfordernis:

Die Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-
weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Sonder-
schulen der in Betracht kommenden Sonderschul-
art nach den hiefür geltenden kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Vorschriften; die Befähi-
gung ist hiebei — soweit die Befähigung nach
den kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vor-
schriften nicht auf Grund eines vollendeten theo-
logischen Hochschulstudiums erteilt wird —
durch die erfolgreiche Ablegung der nach den
kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Prüfungs-
vorschriften vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesministerium als der Lehramtsprüfung
(oder der früheren Lehrbefähigungsprüfung) für
Sonderschulen der in Betracht kommenden Son-
derschulart gleichwertig festgestellten Befähi-
gungsprüfung für die Erteilung des Religions-
unterrichtes an Sonderschulen der in Betracht
kommenden Sonderschulart nachzuweisen.

53. Religionslehrer an Sonderschulen, für die der
Lehrplan der Hauptschule gilt

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-
weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Sonder-
schulen der in Betracht kommenden Sonderschul-
art oder an Hauptschulen nach den hiefür gel-
tenden kirchlichen (religionsgesellschaftlichen)
Vorschriften; die Befähigung ist hiebei — soweit

die Befähigung nach den kirchlichen (religions-
gesellschaftlichen) Vorschriften nicht auf Grund
eines vollendeten theologischen Hochschul-
studiums erteilt wird — durch die erfolgreiche
Ablegung der nach den kirchlichen (religions-
gesellschaftlichen) Prüfungsvorschriften vorge-
sehenen und vom zuständigen Bundesministerium
als der Lehramtsprüfung (oder der früheren
Lehrbefähigungsprüfung) für Sonderschulen der
in Betracht kommenden Sonderschulart oder für
Hauptschulen gleichartig festgestellten Befähi-
gungsprüfung für die Erteilung des Religions-
unterrichtes an Sonderschulen der in Betracht
kommenden Sonderschulart beziehungsweise an
Hauptschulen nachzuweisen.

54. Religionslehrer an Hauptschulen

Anstellungserfordernis:

Die Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-
weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Haupt-
schulen nach den hiefür geltenden kirchlichen
(religionsgesellschaftlichen) Vorschriften; die Be-
fähigung ist hiebei — soweit die Befähigung nach
den kirchlichen (religionsgesellschaftlichen) Vor-
schriften nicht auf Grund eines vollendeten theo-
logischen Hochschulstudiums erteilt wird — durch
die erfolgreiche Ablegung der nach den kirch-
lichen (religionsgesellschaftlichen) Prüfungsvor-
schriften vorgesehenen und vom zuständigen
Bundesministerium als der Lehramtsprüfung
(oder der früheren Lehrbefähigungsprüfung) für
Hauptschulen gleichwertig festgestellten Befähi-
gungsprüfung für die Erteilung des Religions-
unterrichtes an Hauptschulen nachzuweisen.

55. Lehrer für Musik an mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

(1) Lehrbefähigungsprüfung aus Gesang oder
aus einem an mittleren oder höheren Schulen zu-
gelassenen Instrumentalfach.

(2) An Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse Lehrbefähigungsprüfung aus Ge-
sang und einem an mittleren oder höheren
Schulen zugelassenen Instrumentalfach oder aus
zwei an mittleren oder höheren Schulen zuge-
lassenen Instrumentalfächern.

56. Lehrer für Schulpraxis an Übungsvolks-
schulen an Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Volksschulen sowie eine
mindestens sechsjährige Lehrpraxis an Volks-,
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Haupt- und Sonderschulen oder Polytechnischen
Lehrgängen und hervorragende pädagogische
Leistungen.

57. Lehrer für Kurzschrift oder für Maschin-
schreiben an mittleren und höheren Schulen
sowie den Akademien verwandten Lehran-
stalten

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Kurzschrift beziehungs-
weise für Maschinschreiben an mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für Kurzschrift oder für Maschinschreiben an
mittleren Lehranstalten).

58. Lehrer für Fremdsprachen an Haupt- und
Sonderschulen und Polytechnischen Lehr-
gängen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
Lehrbefähigung auf Grund einer Sonder-
prüfung aus mindestens zwei Fremd-
sprachen
oder

b) Lehramtsprüfung für höhere Schulen (oder
frühere Lehramtsprüfung für Mittelschulen)
aus der entsprechenden Fremdsprache.

59. Lehrer für den praktischen Fachunterricht
an gewerblichen, technischen und kunstge-
werblichen Fachschulen; Höheren technischen
und gewerblichen Lehranstalten sowie an
Lehrwerkstätten der Hochschulen technischer
Richtung und Werkstättenklassen der Aka-
demie für angewandte Kunst, für Werken
und den praktischen Fachunterricht an
Werkschulheimen, ferner für den Fachunter-
richt an der Heeresfachschule für Technik

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer Höheren technischen
oder gewerblichen Lehranstalt und eine
mindestens fünfjährige Berufspraxis mit be-
sonderen fachlichen oder künstlerischen
Leistungen auf dem in Betracht kommen-
den Fachgebiet; die vorgeschriebene Berufs-
praxis wird bis zur Hälfte durch eine Lehr-
praxis in einer den Verwendungsgruppen
L 2 entsprechenden Verwendung ersetzt
oder

b) eine mindestens siebenjährige fachein-
schlägige hochqualifizierte Berufspraxis nach
Ablegung der Meisterprüfung oder nach
dem Erwerb einer gewerberechtlich gleich-
wertigen Befähigung.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. b bestimmten
Erfordernis kann vom zuständigen Bundesmini-
sterium im Einvernehmen mit dem Bundes-

kanzleramt Nachsicht erteilt werden, wenn eine
mindestens siebenjährige facheinschlägige hoch-
qualifizierte Berufspraxis als Werkmeister nach-
gewiesen wird.

60. Lehrer für sozial-fachliche Unterrichtsgegen-
stände an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und Ab-
schlußprüfung einer Lehranstalt für geho-
bene Sozialberufe
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule oder an
Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse die Abschlußprüfung einer Lehr-
anstalt für gehobene Sozialberufe und in
•beiden Fällen eine mindestens fünfjährige
Berufspraxis mit besonderen fachlichen
Leistungen auf dem in Betracht kommen-
den Fachgebiet.

61. Lehrer für Bildnerische Erziehung und ver-
wandte Unterrichtsgegenstände an gewerb-
lichen, technischen und kunstgewerblichen
Fachschulen, an Fachschulen für Sozialarbeit,
Höheren technischen und gewerblichen Lehr-
anstalten, Fachschulen und Höheren Lehran-
stalten für wirtschaftliche Frauenberufe, so-
wie an Pädagogischen Akademien, höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstal-
ten, ferner für Knabenhandarbeit an allge-
meinbildenden höheren Schulen, an mitt-
leren und höheren Anstalten der Lehrer-
und Erzieherbildung und an Anstalten für
die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
eine mindestens fünfjährige facheinschlägige
Berufspraxis mit besonderen künstlerischen
Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse das Diplom einer Meister-
schule der in Betracht kommenden Fach-
richtung an der Akademie der bildenden
Künste oder das Diplom einer Meister-
klasse der Akademie für angewandte Kunst
oder das Abgangszeugnis über den erfolg-
reichen Besuch einer ehemaligen Kunstge-
werbeschule und in den beiden Fällen eine
mindestens fünfjährige facheinschlägige Be-
rufspraxis mit besonderen künstlerischen
Leistungen; die vorgeschriebene Berufs-
praxis wird bis zur Hälfte durch eine Lehr-
praxis in einer den Verwendungsgruppen
L 2 entsprechenden Verwendung ersetzt.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. b bestimmten Er-
fordernis kann vom zuständigen Bundesmini-
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sterium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt Nachsicht erteilt werden, wenn eine
nach der Vollendung des 18. Lebensjahres zurück-
gelegte mindestens zehnjährige facheinschlägige
Berufspraxis mit besonderen künstlerischen Lei-
stungen nachgewiesen wird.

62. Lehrer für allgemeinbildende Unterrichts-
gegenstände an berufsbildenden mittleren
Schulen mit Ausnahme der Handelsschulen
und der land- und forstwirtschaftlichen
Fachschulen

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Hauptschulen.

63. Lehrer für den handwerklichen Unterricht
an vollorganisierten Blindeninstituten und
Taubstummeninstituten

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule, die Meister-
prüfung oder eine gewerberechtlich gleichwertige
Befähigung und eine nach der Vollendung des
18. Lebensjahres zurückgelegte mindestens sechs-
jährige Berufspraxis.

64. Lehrerinnen für weibliche Handarbeit an
Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen,
Bildungsanstalten für Erzieher, Bildungsan-
stalten für Kindergärtnerinnen und Päd-
agogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für Volksschulen und Be-
fähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
sowie eine mindestens sechsjährige Lehr-
praxis an Volks-, Haupt- oder Sonder-
schulen oder Polytechnischen Lehrgängen
mit besonderen pädagogischen Leistungen
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule, die
Meisterprüfung aus Damenkleidermachen
oder Wäschewarenerzeugung und die Be-
fähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
sowie eine mindestens sechsjährige Lehr-
praxis an Volks-, Haupt- oder Sonder-
schulen oder Polytechnischen Lehrgängen
mit besonderen pädagogischen Leistungen.

65. Lehrerinnen für Mädchenhandarbeit an all-
gemeinbildenden höheren Schulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule, die Meister-
prüfung aus Damenkleidermachen oder Wäsche-
warenerzeugung und die Befähigung für den
Unterricht in Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen.

66. Lehrerinnen für Hauswirtschaft an Bildungs-
anstalten für Arbeitslehrerinnen, Bildungs-
anstalten für Erzieher, Bildungsanstalten für
Kindergärtnerinnen und Pädagogischen Aka-
demien

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Volksschulen und Befähi-
gung für den Unterricht in Hauswirtschaft an
Volks- und Hauptschulen sowie eine mindestens
sechsjährige Lehrpraxis an Volks-, Haupt- oder
Sonderschulen oder Polytechnischen Lehrgängen
mit besonderen pädagogischen Leistungen.

67. Lehrer für spezielle Berufskunde an Bil-
dungsanstalten für Erzieher sowie Erzieher
an Übungsschülerheimen (einschließlich der
Schülerheime an Bildungsanstalten für Er-
zieher) und an Übungshorten

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule, Befähigung
einer Bildungsanstalt für Erzieher und eine min-
destens sechsjährige Praxis mit besonderen päd-
agogischen Leistungen.

68. Lehrer für den allgemeinbildenden Unter-
richt an land- und forstwirtschaftlichen Be-
rufsschulen und an mittleren und höheren
land- und forstwirtschaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigung für Hauptschulen
oder

b) Lehrbefähigung für Volksschulen und Er-
gänzungsprüfung für den Unterricht an
land- und forstwirtschaftlichen Schulen.

69. Lehrer für den Fachunterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen und an
mittleren und höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren berufsbil-
denden Lehranstalt und eine mindestens
fünfjährige Berufspraxis mit besonderen
fachlichen Leistungen auf dem in Betracht
kommenden Fachgebiet; die vorgeschrie-
bene Berufspraxis wird bis zur Hälfte durch
eine Lehrpraxis in einer der Verwendungs-
gruppen L 2 entsprechenden Verwendung
ersetzt
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule, die
Meisterprüfung aus Damenkleidermachen
oder Wäschewarenerzeugung und die Be-
fähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
sowie eine mindestens sechsjährige Lehr-
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praxis an Volks-, Haupt- oder Sonder-
schulen oder Polytechnischen Lehrgängen
mit besonderen pädagogischen Leistungen
oder

c) erfolgreiche Absolvierung einer Förster-
schule und eine mindestens siebenjährige
Berufspraxis mit besonderen fachlichen
Leistungen
oder

d) eine mindestens siebenjährige fachein-
schlägige hochqualifizierte Berufspraxis nach
Ablegung der Meisterprüfung oder nach
dem Erwerb einer der Meisterprüfung ge-
werberechtlich gleichwertigen Befähigung.

(2) Von dem im Abs. 1 lit. d bestimmten Er-
fordernis kann vom zuständigen Bundesmini-
sterium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt Nachsicht erteilt werden, wenn eine
mindestens siebenjährige facheinschlägige hoch-
qualifizierte Berufspraxis als Werkmeister nach-
gewiesen wird.

U n t e r a b s c h n i t t c

Dienstzweige der Verwendungsgruppe L 2 V

70. Volksschullehrer

Anstellungserfordernis:

a) Lehramtsprüfung für Volksschulen
oder

b) Reifeprüfung einer Lehrer- oder Lehrerin-
nenbildungsanstalt (einschließlich der Matu-
rantenlehrgänge), für die Definitivstellung
überdies die Lehrbefähigungsprüfung für
Volksschulen.

71. Religionslehrer an Volksschulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule (sofern
nicht die Vollendung der theologischen Hoch-
schulstudien nachgewiesen wird) und der Nach-
weis der kirchlich (religionsgesellschaftlich) er-
klärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Volks-
schulen nach den hiefür geltenden kirchlichen
(religionsgesellschaftlichen) Vorschriften; für die
Definitivstellung ist überdies — soweit die Be-
fähigung nach den kirchlichen (religionsgesell-
schaftlichen) Vorschriften nicht auf Grund eines
vollendeten theologischen Hochschulstudiums er-
teilt wird — die Befähigung durch die erfolg-
reiche Ablegung der nach den kirchlichen (reli-
gionsgesellschaftlichen) Prüfungsvorschriften vor-
gesehenen und vom zuständigen Bundesmini-
sterium als der Lehrbefähigungsprüfung für
Volksschulen gleichwertig festgestellten Befähi-
gungsprüfung für die Erteilung des Religions-
unterrichtes an Volksschulen nachzuweisen.

72. Lehrer für Musik an mittleren und höheren
Schulen, den Akademien verwandten Lehr-
anstalten und Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse Lehrbefähigungsprüfung aus Gesang
oder aus einem an mittleren oder höheren
Schulen zugelassenen Instrumentalfach.

73. Lehrer für musikalisch-rhythmische Erzie-
hung an Bildungsanstalten für Erzieher und
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen

Anstellungserfordernis:

a) Lehrbefähigungsprüfung für musikalisch-
rhythmische Erziehung
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse Befähigungsprüfung für Er-
zieher oder Kindergärtnerinnen und Lehr-
befähigungsprüfung für musikalisch-rhyth-
mische Erziehung.

74. Lehrer für Fremdsprachen an Volks-, Haupt-
und Sonderschulen und Polytechnischen
Lehrgängen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule und Lehr-
befähigung auf Grund einer Sonderprüfung aus
der betreffenden Fremdsprache.

75. Erzieher an Schülerheimen und Sonder-
schülerheimen

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse Befähigungsprüfung einer Bildungs-
anstalt für Erzieher.

76. Lehrer für den handwerklichen Unterricht
an Blindeninstituten und Taubstummen-
instituten

Anstellungserfordernis:

Meisterprüfung oder eine gewerberechtlich
gleichwertige Befähigung und in beiden Fällen
eine nach der Vollendung des 18. Lebensjahres
zurückgelegte mindestens sechsjährige Berufs-
praxis.

77. Lehrer für den praktischen Fachunterricht an
gewerblichen, technischen und kunstgewerb-
lichen Fachschulen, Höheren technischen und
gewerblichen Lehranstalten sowie an Lehr-
werkstätten der Hochschulen technischer
Richtung und Werkstättenklassen der Aka-
demie für angewandte Kunst, ferner Lehrer
für den gewerblichen Fachunterricht an
Fachschulen bekleidungsgewerblicher Rich-
tung sowie Lehrer für Werken und den
praktischen Unterricht an Werkschulheimen
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Anstellungserfordernis:

a) (Ausgenommen bei Lehrern für den ge-
werblichen Fachunterricht an Fachschulen
bekleidungsgewerblicher Richtung) Die
Reifeprüfung einer Höheren technischen
oder gewerblichen Lehranstalt
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die ordnungsgemäße Erler-
nung eines Gewerbes (Gesellenprüfung oder
gewerberechtlich gleichwertige Ausbildung)
und eine nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte mindestens sechs-
jährige Berufspraxis mit besonderen Lei-
stungen auf dem in Betracht kommenden
Fachgebiet.

78. Lehrer für sozial-fachliche Unterrichtsgegen-
stände an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse eine Ausbildung der in Betracht
kommenden Fachrichtung (insbesondere Kran-
kenpflege und Kinderkrankenpflege) und eine
nach Vollendung des 18. Lebensjahres zurück-
gelegte mindestens sechsjährige facheinschlägige
Berufspraxis.

79. Lehrer Für bildnerische Erziehung und ver-
wandte Unterrichtsgegenstände an gewerb-
lichen, technischen und kunstgewerblichen
Fachschulen, Fachschulen für Sozialarbeit,
Höheren technischen und gewerblichen Lehr-
anstalten, an Fachschulen und Höheren Lehr-
anstalten für wirtschaftliche Frauenberufe so-
wie an Pädagogischen Akademien, ferner für
Knabenhandarbeit an allgemein-bildenden
höheren Schulen sowie für Werkerziehung
an mittleren und höheren Anstalten der
Lehrer- und Erzieherbildung

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse

a) das Diplom einer Meisterklasse der Aka-
demie für angewandte Kunst oder das Ab-
gangszeugnis über den erfolgreichen Besuch
einer ehemaligen Kunstgewerbeschule
oder

b) eine nach der Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte mindestens vierjährige
Berufspraxis mit besonderen Leistungen
künstlerischer, kunstgewerblicher oder son-
stiger facheinschlägiger Richtung
oder
(nur an mittleren und höheren Anstalten
der Lehrer- und Erzieherbildung)

c) Befähigungsprüfung für Erzieher oder für
Kindergärtnerinnen und in beiden Fällen

eine einschlägige fachliche Ausbildung sowie
eine mindestens zweijährige Berufspraxis.

80. Lehrerinnen für weibliche Handarbeit an
Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen,
Bildungsanstalten für Erzieher und Bildungs-
anstalten für Kindergärtnerinnen, an voll-
organisierten Blindeninstituten und Taub-
stummeninstituten sowie an Pädagogischen
Akademien

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
die Befähigung für den Unterricht in
Mädchenhandarbeit an Volks- und Haupt-
schulen sowie eine mindestens sechsjährige
Lehrpraxis an Volks-, Haupt- oder Sonder-
schulen oder Polytechnischen Lehrgängen
mit besonderen pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse
aa) Meisterprüfung aus Damenkleider-

machen oder Wäschewarenerzeugung
und Befähigung für den Unterricht in
Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen sowie eine mindestens
sechsjährige Lehrpraxis an Volks-,
Haupt- oder Sonderschulen oder Poly-
technischen Lehrgängen mit beson-
deren pädagogischen Leistungen
oder

bb) Befähigung für den Unterricht in
Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen und eine mindestens
zehnjährige Lehrpraxis an Volks-,
Haupt- oder Sonderschulen oder Poly-
technischen Lehrgängen mit beson-
deren pädagogischen Leistungen.

(2) Die im Abs. 1 vorgesehene Lehrpraxis ist
bei Lehrerinnen für weibliche Handarbeit an
vollorganisierten Blindeninstituten und Taub-
stummeninstituten jeweils mindestens zur Hälfte
als an Sonderschulen für blinde Kinder (Blinden-
institute) beziehungsweise für taubstumme Kin-
der (Taubstummeninstitute) zurückgelegte Lehr-
praxis nachzuweisen.

81. Lehrerinnen für Mädchenhandarbeit an all-
gemeinbildenden höheren Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und die
Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Meisterprüfung aus
Damenkleidermachen oder Wäschewarener-
zeugung und die Befähigung für den Unter-
richt in Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen.
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82. Lehrerinnen für Hauswirtschaft an Bildungs-
anstalten für Arbeitslehrerinnen, Bildungs-
anstalten für Erzieher, Bildungsanstalten für
Kindergärtnerinnen, an vollorganisierten
Blindeninstituten und Taubstummeninsti-
tuten sowie an Pädagogischen Akademien

Anstellungserfordernis:

(1) a) Reifeprüfung einer höheren Schule und
die Befähigung für den Unterricht in Haus-
wirtschaft an Volks- und Hauptschulen so-
wie eine mindestens sechsjährige Lehrpraxis
an Volks-, Haupt- oder Sonderschulen oder
Polytechnischen Lehrgängen mit beson-
deren pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Befähigung für den
Unterricht in Mädchenhandarbeit und
Hauswirtschaft an Volks- und Haupt-
schulen und eine mindestens zehnjährige
Lehrpraxis an Volks-, Haupt- oder Sonder-
schulen oder Polytechnischen Lehrgängen
— davon mindestens sechs Jahre auch im
Hauswirtschaftsunterricht — mit beson-
deren pädagogischen Leistungen.

(2) Die im Abs. 1 vorgesehene Lehrpraxis ist
bei Lehrerinnen für Hauswirtschaft an voll-
organisierten Blindeninstituten und Taubstum-
meninstituten jeweils mindestens zur Hälfte als
an Sonderschulen für blinde Kinder (Blinden-
institute) beziehungsweise für taubstumme Kin-
der (Taubstummeninstitute) zurückgelegte Lehr-
praxis nachzuweisen.

83. Lehrerinnen für Hauswirtschaft an allge-
meinbildenden höheren Schulen

Anstellungserfordernis:

Reifeprüfung einer höheren Schule und Befähi-
gung für den Unterricht in Hauswirtschaft an
Volks- und Hauptschulen.

84. Lehrerinnen an hauswirtschaftlichen Berufs-
schulen

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse eine nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres zurückgelegte mindestens sechsjährige Be-
rufs- oder Lehrpraxis sowie die Lehrbefähigung
für hauswirtschaftliche Berufsschulen.

85. Lehrer für fachlich-theoretische Unterrichts-
gegenstände an Fachschulen für Sozialarbeit

Anstellungserfordernis:

An Stelle der im Abschnitt I bestimmten Er-
fordernisse die Abschlußprüfung einer Lehran-
stalt für gehobene Sozialberufe.

86. Lehrer für spezielle Berufskunde an Bil-
dungsanstalten für Kindergärtnerinnen, fer-
ner Lehrer für Kinderbeschäftigung an Fach-
schulen und Höheren Lehranstalten für wirt-
schaftliche Frauenberufe sowie Übungskin-
dergärtnerinnen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und Be-
fähigung als Kindergärtnerin sowie eine
mindestens sechsjährige Kindergarten-,
Hort- oder Heimpraxis, davon eine min-
destens zweijährige Kindergartenpraxis mit
besonderen pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse
aa) Befähigung als Kindergärtnerin und die

Befähigung als Sonderkindergärtnerin
sowie eine mindestens sechsjährige Kin-
dergarten-, Hort- oder Heimpraxis,
davon eine mindestens zweijährige
Kindergartenpraxis mit besonderen
pädagogischen Leistungen
oder

bb) Befähigung als Kindergärtnerin und
eine mindestens zehnjährige Kinder-
garten-, Hort- oder Heimpraxis, davon
eine mindestens vierjährige Kinder-
gartenpraxis mit besonderen pädago-
gischen Leistungen.

87. Übungshorterzieherinnen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und Be-
fähigung als Kindergärtnerin und Horter-
zieher sowie eine mindestens sechsjährige
Kindergarten-, Hort- oder Heimpraxis, da-
von eine mindestens zweijährige Hort- oder
Heimpraxis mit besonderen pädagogischen
Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse
aa) Befähigung als Kindergärtnerin und

Horterzieherin und Befähigung als
Sonderkindergärtnerin sowie eine min-
destens sechsjährige Kindergarten-,
Hort- oder Heimpraxis, davon eine
mindestens zweijährige Hort- oder
Heimpraxis, mit besonderen pädago-
gischen Leistungen
oder

bb) Befähigung als Kindergärtnerin und
Horterzieher und eine mindestens
zehnjährige Kindergarten-, Hort- oder
Heimpraxis, davon eine mindestens
vierjährige Hort- oder Heimpraxis mit
besonderen pädagogischen Leistungen.
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88. Sonderkindergärtnerinnen an vollorganisier-
ten Blindeninstituten und Taubstummen-
instituten und an Universitätskliniken

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren Schule und die
Befähigung als Sonderkindergärtnerin so-
wie eine mindestens zweijährige Praxis an
einem oder mehreren Sonderkindergärten
der entsprechenden Richtung mit beson-
deren pädagogischen Leistungen
oder

b) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erforderhisse die Befähigung als Kinder-
gärtnerin und die Befähigung als Sonder-
kindergärtnerin sowie eine mindestens
sechsjährige Kindergarten-, Hort- oder
Heimpraxis, davon eine mindestens zwei-
jährige Praxis an einem oder mehreren
Sonderkindergärten der entsprechenden
Richtung mit besonderen pädagogischen
Leistungen.

89. Lehrer für Leibesübungen an Hauptschulen,
Polytechnischen Lehrgängen und gewerb-
lichen, kaufmännischen und hauswirtschaft-
lichen Berufsschulen

Anstellungserfordernis:

Abschlußprüfung der staatlichen Sportlehrer-
ausbildung mit dem Spezialfach Leibeserziehung
an Schulen an einer Bundesanstalt für Leibeser-
ziehung.

90. Lehrer für den allgemeinbildenden Unter-
richt an land- und forstwirtschaftlichen Be-
rufsschulen und an mittleren land- und forst-
wirtschaftlichen Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

a) Lehramtsprüfung für Volksschulen
oder

b) Reifeprüfung einer Lehrer- oder Lehrerin-
nenbildungsanstalt (einschließlich der Matu-
rantenlehrgänge), für die Definitivstellung
überdies die Lehrbefähigungsprüfung für
Volksschulen.

91. Lehrer für den Fachunterricht an land- und
forstwirtschaftlichen Berufsschulen, an mitt-
leren und höheren land- und forstwirtschaft-
lichen Lehranstalten und an Anstalten für
die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer
an land- und forstwirtschaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Reifeprüfung einer höheren berufsbilden-
den Schule
oder

b) Reifeprüfung einer höheren Schule und die
Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
oder

c) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die ordnungsgemäße Erler-
nung eines Gewerbes (Gesellenprüfung oder
gewerberechtlich gleichwertige Ausbildung)
oder Ablegung der Fachprüfung oder Ge-
hilfenprüfung nach den Bestimmungen der
in Ausführung des land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsausbildungsgesetzes,
BGBl. Nr. 177/1952, ergangenen Landes-
ausführungsgesetzen und eine nach der
Vollendung des 18. Lebensjahres zurückge-
legte mindestens sechsjährige Berufspraxis
mit besonderen Leistungen auf dem in Be-
tracht kommenden Fachgebiet
oder

d) an Stelle der im Abschnitt I bestimmten
Erfordernisse die Meisterprüfung aus
Damenkleidermachen oder Wäschewarener-
zeugung und die Befähigung für den Unter-
richt in Mädchenhandarbeit an Volks- und
Hauptschulen.

TEIL C

Dienstposten der Verwendungsgruppe L 3

ABSCHNITT I

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Anstellungserfordernisse für die in der Verwen-

dungsgruppe L 3 eingereihten Dienstzweige

Erfordernis für die Anstellung ist eine durch
ein entsprechendes Befähigungszeugnis nachzu-
weisende Ausbildung oder Eignung für den
Dienstzweig.

ABSCHNITT II

Dienstzweige und Anstellungserfordernisse

92. Religionslehrer an Volksschulen (gilt nur für
Personen ohne Reifeprüfung einer höheren
Schule, wenn ein gleichgeeigneter Bewerber
mit der Reifeprüfung einer höheren Schule
nicht vorhanden und die Erteilung des Reli-
gionsunterrichtes anderweitig nicht gewähr-
leistet ist)

Anstellungserfordernis:

Nachweis der kirchlich (religionsgesellschaftlich)
erklärten Befähigung und Ermächtigung für die
Erteilung des Religionsunterrichtes an Volks-
schulen nach den hiefür geltenden kirchlichen
(religionsgesellschaftlichen) Vorschriften.
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93. Arbeitslehrerinnen an Volksschulen

Anstellungserfordernis:

a) Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit und Hauswirtschaft an Volks-
schulen
oder

b) Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen.

94. Arbeitslehrerinnen an Haupt- und Sonder-
schulen, Polytechnischen Lehrgängen, haus-
wirtschaftlichen Berufsschulen und Übungs-
schulen

Anstellungserfordernis:
Befähigung für den Unterricht in Mädchen-

handarbeit und Hauswirtschaft an Volks- und
Hauptschulen.

95. Lehrerinnen für Mädchenhandarbeit an all-
gemeinbildenden höheren Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
oder

b) Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit und Hauswirtschaft an Volks-
und Hauptschulen.

96. Lehrerinnen für Hauswirtschaft an allge-
meinbildenden höheren Schulen

Anstellungserfordernis:
Befähigung für den Unterricht in Mädchen-

handarbeit und Hauswirtschaft an Volks- und
Hauptschulen.

97. Lehrer für Musik an mittleren und höheren
Schulen und den Akademien verwandten
Lehranstalten

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigungsprüfung für musikalische
Volks- und Jugendbildung.

98. Lehrer für Kurzschrift oder für Maschin-
schreiben

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung für Kurzschrift beziehungs-
weise für Maschinschreiben an mittleren und
höheren Schulen (oder frühere Lehrbefähigung
für Kurzschrift beziehungsweise für Maschin-
schreiben an mittleren Lehranstalten).

99. Lehrer für Fremdsprachen an Volks-,
Haupt- und Sonderschulen und Polytech-
nischen Lehrgängen

Anstellungserfordernis:

Lehrbefähigung auf Grund einer Sonderprü-
fung aus der betreffenden Fremdsprache.

100. Sonderkindergärtnerinnen an Übungskinder-
gärten, an Blindeninstituten und Taubstum-
meninstituten und an Universitätskliniken

Anstellungserfordernis:

Befähigung als Sonderkindergärtnerin.

101. Kindergärtnerinnen an Übungskindergärten
sowie Lehrer für Kinderbeschäftigung an
Fachschulen und höheren Lehranstalten für
wirtschaftliche Frauenberufe

Anstellungserfordernis:

Befähigung als Kindergärtnerin.

102. Lehrer für Werkerziehung, Instrumentenbau
und musikalisch-rhythmische Erziehung an
Anstalten der Lehrer- und Erzieherbildung

Anstellungserfordernis:

Einschlägige Fachausbildung und eine minde-
stens sechsjährige Berufspraxis.

103. Lehrer für Leibesübungen an Hauptschulen,
Polytechnischen Lehrgängen und gewerb-
lichen, kaufmännischen und hauswirtschaft-
lichen Berufsschulen

Anstellungserfordernis:

Abschlußprüfung der staatlichen Sportlehrer-
ausbildung mit dem Spezialfach Leibeserziehung
an Schulen an einer Bundesanstalt für Leibes-
erziehung.

104. Lehrer für den praktischen Fachunterricht an
land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
schulen, an mittleren und höheren land- und
forstwirtschaftlichen Lehranstalten und an
Anstalten für die Ausbildung und Fortbil-
dung der Lehrer an land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen

Anstellungserfordernis:

a) Abgangszeugnis einer mittleren Schule und
eine nach Vollendung des 18. Lebensjahres
zurückgelegte mindestens dreijährige fach-
einschlägige Berufspraxis
oder

b) besondere Leistungen facheinschlägiger
Richtung und eine nach Vollendung des
18. Lebensjahres zurückgelegte mindestens
sechsjährige Berufspraxis
oder

c) Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit an Volks- und Hauptschulen
oder

d) Befähigung für den Unterricht in Mädchen-
handarbeit und Hauswirtschaft an Volks-
und Hauptschulen.
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2 9 7 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1968,
mit dem das Bundesgesetz über das
Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundes-

lehrer abgeändert und ergänzt wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 15. Juli 1965, BGBl.
Nr. 244, über das Ausmaß der Lehrverpflichtung
der Bundeslehrer wird abgeändert und ergänzt
wie folgt:

1. Der Einleitungssatz des § 2 Abs. 1 hat zu
lauten:

„Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Leh-
rer beträgt, soweit nicht die Abs. 2 bis 7 in Be-
tracht kommen:"

2. Nach § 2 Abs. 1 sind folgende Abs. 2 und 3
neu einzufügen:

„(2) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer der Verwendungsgruppe LPA an Pädago-
gischen Akademien beträgt 17 Wochenstunden.

(3) Den Lehrern an Pädagogischen Akademien
für die im § 120 lit. a und b des Schulorganisa-
tionsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, angeführten
Unterrichtsgegenstände gebührt, soweit nicht
Abs. 4 in Betracht kommt, für Lehrbesuche,
Lehrübungen und Lehrbesprechungen eine pau-
schalmäßige Einrechnung in die Lehrverpflich-
tung im Ausmaß von drei Wochenstunden der
dem Lehrer zukommenden vollen Lehrverpflich-
tung."

3. Der bisherige Abs. 2 des § 2 erhält die Be-
zeichnung Abs. 4 und hat zu lauten:

„(4) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer an allgemeinbildenden Übungsschulen be-
trägt 21 Wochenstunden. Die Teilnahme dieser
Lehrer sowie der Lehrer für Volksschuldidaktik
und für Schul- und Erziehungspraxis an Lehrbe-
suchen, Lehrübungen und Lehrbesprechungen ist
dem Unterricht an diesen Übungsschulen gleich-
zuhalten."

4. Der bisherige Abs. 3 erhält die Bezeichnung
Abs. 5.

5. Der bisherige Abs. 4 erhält die Bezeichnung
Abs. 6 und hat zu lauten:

„(6) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer am Bundes-Blindenerziehungsinstitut in
Wien und am Bundes-Taubstummeninstitut in
Wien beträgt 22 Wochenstunden; für Lehrer, die
praktischen Unterricht in Korbflechten und
Bürstenmachen erteilen, gelten jedoch die Be-
stimmungen über das Ausmaß der Lehrverpflich-
tung der Lehrer für Unterrichtsgegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe VI."

6. Die bisherigen Abs. 5 und 6 erhalten die
Bezeichnung Abs. 7 und 8.

7. § 3 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Leiter von berufsbildenden höheren Schu-
len und Berufspädagogischen Lehranstalten sowie
der Bundes-Fach- und Handelsschule Wien 5,
deren Dienstzulage gemäß § 57 Abs. 4 des Ge-
haltsgesetzes 1956 erhöht ist, ferner Leiter von
Pädagogischen Akademien, sind von der Unter-
richtserteilung befreit."

8. Dem § 3 ist folgender Abs. 7 anzufügen:

„(7) Fachvorstände von Pädagogischen Akade-
mien eingegliederten Übungsschulen sind von
der Unterrichtserteilung befreit; sie sind jedoch
verpflichtet, abwesende Übungsschullehrer bis
zum Ausmaße von zehn Wochenstunden ohne
Anspruch auf eine Mehrdienstleistungsvergütung
zu vertreten."

9. § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Einreihung des Unterrichtsgegenstan-
des „Aktuelle Fachgebiete" an berufsbildenden
Lehranstalten sowie die Einreihung der Freige-
genstände (Vorlesungen und Seminare) und un-
verbindlichen Übungen an Pädagogischen Aka-
demien in eine der Lehrverpflichtungsgruppen I
bis VI hat im Einzelfall durch das zuständige
Bundesministerium nach Maßgabe der Belastung
des Lehrers im Vergleich zu den im § 2 Abs. 1
geregelten Unterrichtsgegenständen zu erfolgen."

10. § 9 Abs. 3 und 4 haben zu lauten:

„(3) Inwieweit Nebenleistungen, die vom
Lehrer außerhalb der mit dem Unterricht ver-
bundenen Pflichten erbracht werden und durch
Abs. 1 und 2 nicht erfaßt sind, in die Lehrver-
pflichtung eingerechnet werden, hat das zustän-
dige Bundesministerium im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzleramt und dem Bundesministe-
rium für Finanzen unter Bedachtnahme auf die
daraus erwachsende zusätzliche Belastung des
Lehrers im Vergleich zu den in Abs. 1 und 2
angeführten Leistungen allgemein durch Ver-
ordnung oder im Einzelfall zu bestimmen.

(4) Für Lehrer der Verwendungsgruppe LPA
finden die Abs. 1 bis 3 keine Anwendung."

11. Dem § 9 Abs. 4 ist folgender Abs. 5 anzu-
fügen:

„(5) Für Lehrer an allgemeinbildenden
Übungsschulen findet Abs. 2, für Klassenlehrer
an solchen Übungsschulen überdies Abs. 1 keine
Anwendung."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1968 in Kraft.
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Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit darin nichts anderes bestimmt ist, jedes
Bundesministerium, und zwar insoweit betraut,
als es oberste Dienstbehörde ist.

Jonas
Klaus Soronics Klecatsky
Piffl Rehor Koren Schleinzer
Mitterer Weiß Waldheim Kotzina

2 9 8 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1968,
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechts-
überleitungsgesetz 1962 neuerlich abgeändert

wird (4. Novelle zum LaDÜG. 1962)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Landeslehrer-Dienstrechtsüberleitungs-
gesetz 1962, BGBl. Nr. 245, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 245/1965, BGBl.
Nr. 340/1965 und BGBl. Nr. 171/1966, wird ab-
geändert wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 2 sind nach den Worten „soweit
sie für Bundeslehrer des Dienst- oder Ruhe-
standes oder deren Hinterbliebene gelten" die
Worte „und nicht die Amtstitel betreffen" ein-
zufügen.

2. § 7 hat zu lauten:

„§ 7. B e s o n d e r e A n s t e l l u n g s e r f o r -
d e r n i s s e

Für die besonderen Anstellungserfordernisse gel-
ten nach Maßgabe des § 2 die im Gehaltsüberlei-
tungsgesetz enthaltenen Bestimmungen für Bun-
deslehrer, soweit sie für Landeslehrer in Betracht
kommen."

3. Die Überschrift des V a. Hauptstückes hat
zu lauten:

„Kranken- und Unfallfürsorgeeinrichtungen"

4. Nach § 49 a ist folgender § 49 b einzufügen:

„§ 49 b. D i e n s t r e c h t l i c h e U n f a l l -
f ü r s o r g e e i n r i c h t u n g e n

(1) Für die Landeslehrer können durch Landes-
gesetz dienstrechtliche Unfallfürsorgeeinrichtun-
gen geschaffen werden.

(2) (Grundsatzbestimmung.) Die Regelung der
dienstrechtlichen Unfallfürsorgeeinrichtungen hat
vorzusehen, daß der Dienstgeber im Falle eines
Dienstunfalles oder einer Berufskrankheit des
Landeslehrers Leistungen zu erbringen hat, die
in ihrer Gesamtheit den Leistungen, nach den je-

weiligen bundesgesetzlichen Vorschriften über die
Unfallversicherung der Bundesbeamten minde-
stens gleichwertig sind; der Kreis der Begünstig-
ten hat sich hiebei nach diesen bundesgesetzlichen
Vorschriften zu richten.

(3) (Grundsatzbestimmung.) In den nach Abs, 1
ergehenden Landesgesetzen dürfen Beiträge der
Landeslehrer für dienstrechtliche Unfallfürsorge-
einrichtungen nicht vorgesehen werden."

Artikel II

Solange der Bund ganz oder teilweise die Kosten
der Besoldung der Lehrer für öffentliche Pflicht-
schulen trägt (Artikel IV des Bundesverfassungs-
gesetzes vom 18. Juli 1962, BGBl. Nr. 215), leistet
der Bund den Ländern, in denen dienstrechtliche
Unfallfürsorgeeinrichtungen bestehen, einen Bei-
trag in der Höhe jenes Betrages, den er bei Nicht-
bestehen dieser Einrichtungen für die in Betracht
kommenden Landeslehrer nach bundesgesetz-
lichen Vorschriften für eine Unfallversicherung
zu leisten hätte.

Artikel HI

Dieses Bundesgesetz tritt mit Wirkung vom
1. September 1968 in Kraft.

Artikel IV

(1) Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Art. 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 zustehenden Redice bezüg-
lich des Artikels I dieses Bundesgesetzes ist das
Bundesministerium für Unterricht betraut.

(2) Mit der Vollziehung des Artikels II dieses
Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für
Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Piffl Koren

2 9 9 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1968
über die Gewährung von Studienbeihilfen
an Studierende der Pädagogischen Akademien

und Berufspädagogischen Lehranstalten
(Lehrer-Studienbeihilfengesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Allgemeine Best immungen

(1) Österreichische Staatsbürger, die ordentliche
Studierende an österreichischen öffentlichen oder
mit dem Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
Pädagogischen Akademien oder Berufspädago-
gischen Lehranstalten sind, haben nach Maßgabe
dieses Bundesgesetzes Anspruch auf die Ge-
währung einer Studienbeihilfe.

(2) Studierende deutscher Muttersprache aus
Gebieten der ehemaligen österreichisch-ungari-
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sehen Monarchie sind österreichischen Staatsbür-
gern gleichgestellt, wenn sie ihren ordentlichen
Wohnsitz im Gebiet der Republik Österreich
haben und keinen weiteren ordentlichen Wohn-
sitz im Ausland besitzen.

§ 2. V o r a u s s e t z u n g e n

Voraussetzung für die Gewährung von Stu-
dienbeihilfen ist, daß der Studierende

a) sozial bedürftig ist (§ 3),
b) einen günstigen Studienerfolg nachweist

(§5),
c) das Studium innerhalb von 10 Jahren nach

Erlangung der Aufnahmsvoraussetzungen
begonnen hat.

§ 3. S o z i a l e B e d ü r f t i g k e i t

(1) Soziale Bedürftigkeit im Sinne dieses Bun-
desgesetzes ist anzunehmen, wenn das Einkom-
men eines Studierenden, der weder zum elter-
lichen Haushalt gehört noch von den Eltern oder
dritten Personen zur Gänze erhalten wird und
für dessen Unterhalt weder Eltern noch dritte
Personen kraft Gesetzes aufzukommen haben,
15.600 S jährlich nicht übersteigt; dieser Betrag
erhöht sich um 6000 S jährlich für jede Person,
zu deren Unterhalt der Studierende gesetzlich
verpflichtet ist.

(2) Bei Studierenden, die zum Haushalt des
Unterhaltspflichtigen gehören, ist soziale Bedürf-
tigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes anzuneh-
men, wenn das Einkommen des Unterhaltspflich-
tigen zuzüglich des Einkommens des Ehegatten
oder Lebensgefährten sowie des Studierenden
48.000 S jährlich nicht übersteigt. Hat der Unter-
haltspflichtige außer für sich und den Unterhalt
des Studierenden oder der Studierenden für den
Unterhalt weiterer Personen kraft Gesetzes auf-
zukommen, so erhöht sich dieser Betrag

für die dritte zu erhaltende
Person um , 7.200 S jährlich,

für die vierte zu erhaltende
Person um 9.800 S jährlich,

für die fünfte zu erhaltende
Person um 12.000 S jährlich,

für jede weitere zu erhaltende
Person um 14.000 S jährlich,

jedoch stets nur um 6.000 S jährlich,
falls es sich um ein noch nicht schulpflichtiges
Kind handelt, das keine Schule besucht. Ein all-
fälliges Einkommen der zu erhaltenden Personen
ist dem Einkommen des Unterhaltspflichtigen
zuzurechnen.

(3) Bei Studierenden mit ausgezeichnetem Stu-
dienerfolg (§ 5 Abs. 4) erhöht sich die im Abs. 1
genannte Einkommensgrenze um 3600 S jähr-
lich, die im Abs. 2 genannte Einkommensgrenze
um 12.000 S jährlich.

(4) Hat der Studierende am Studienort seinen
gewöhnlichen Aufenthaltsort genommen, weil
sein bisheriger gewöhnlicher Aufenthaltsort vom
Studienort so weit entfernt ist, daß ihm die täg-
liche Hin- und Rückfahrt zeitlich und entfer-
nungsmäßig nicht zuzumuten ist, so erhöhen sich
die im Abs. 1 und 2 (allenfalls unter Berücksichti-
gung des Abs. 3) festgelegten Einkommensgren-
zen um 6000 S jährlich. Dies gilt nicht, wenn das
angestrebte Studium auch am bisherigen gewöhn-
lichen Aufenthaltsort oder an einem innerhalb
einer zumutbaren Fahrzeit erreichbaren Ort mög-
lich wäre.

(5) Bei Vorliegen besonders berücksichtigungs-
würdiger Umstände (besondere Ausgaben wegen
Krankheit, Todesfall u. dgl.) ist soziale Bedürftig-
keit auch dann anzunehmen, wenn die Einkom-
mensgrenzen nicht wesentlich überschritten wer-
den.

(6) Selbst bei wesentlicher Überschreitung der
Einkommensgrenzen ist soziale Bedürftigkeit an-
zunehmen, wenn der Studierende seinen Unter-
haltsanspruch gegen den Unterhaltspflichtigen
nicht durchzusetzen vermag. In diesem Falle geht
ein Rechtsanspruch sowie das Klagerecht des Stu-
dierenden gegen einen Dritten auf Geldleistungen
zur Deckung des Unterhaltes mit Ausnahme der
tatsächlich gezahlten, bei der Gewährung der
Studienbeihilfe berücksichtigten Beträge im Aus-
maß der gewährten Studienbeihilfe auf den Bund
über, sobald die Studienbeihilfenkommission dem
Dritten die Gewährung der Studienbeihilfe
schriftlich meldet. Die Ansprüche des Bundes
gegen den Dritten sind von der Finanzprokura-
tur geltend zu machen.

§4 . E i n k o m m e n s b e g r i f f

(1) Unter Einkommen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes ist das Einkommen gemäß § 2 Abs. 2
des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl. Nr.
268, in der jeweils geltenden Fassung, vermehrt
um die steuerfreien Einkünfte und um die bei
der Einkommensermittlung abgezogenen Beträge
nach den §§ 4 Abs. 4 Z. 4, 10 Abs. 1 Z. 5, 93
Abs. 6, 93 a und 100 des Einkommensteuer-
gesetzes zu verstehen, gleichviel, ob die Einkünfte
im Inland oder Ausland erzielt wurden.

(2) Das Einkommen im Sinne des Abs. 1 ist
von Personen, die zur Einkommensteuer veran-
lagt werden, durch Vorlage des Steuerbescheides,
und von Personen, die nicht zur Einkommen-
steuer veranlagt werden, durch eine Bestätigung
des Arbeitgebers (der Arbeitgeber) nachzuweisen.
Eine Erklärung über allfällige steuerfreie oder
ausländische Einkünfte ist abzugeben. Die Stu-
dienbeihilfenkommission (§ 11) kann insbeson-
dere bei ausländischen Einkünften sonstige Nach-
weise über das Einkommen verlangen.

(3) Für die Beurteilung der sozialen Bedürftig-
keit im Sinne dieses Bundesgesetzes sind die Ver-
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hältnisse im zuletzt abgelaufenen Kalenderjahr
maßgebend; liegt bei Personen, die zur Einkom-
mensteuer veranlagt werden, ein Steuerbescheid
für dieses Kalenderjahr noch nicht vor, so ist das
Einkommen des zuletzt veranlagten Jahres maß-
gebend.

(4) Abweichend vom Abs. 3 ist für die Beur-
teilung der sozialen Bedürftigkeit ein fiktives
Jahreseinkommen heranzuziehen, wenn nach
Ablauf des gemäß Abs. 3 maßgebenden Kalender-
jahres eine wesentliche Veränderung des Einkom-
mens eingetreten und diese durch den Tod, die
schwere Erkrankung, die Pensionierung eines
Elternteiles wegen Krankheit, Unfalls oder Errei-
chung der Altersgrenze oder eines gleich schweren,
von außen kommenden Ereignisses verursacht
worden ist. Das fiktive Jahreseinkommen ist aus
dem nach dem Todesfall (Pensionierung usw.) zu
erwartenden Einkommen zu berechnen und, falls
eine Berechnung noch nicht möglich ist, zu schät-
zen. Die für die endgültige Einkommensermitt-
lung erforderlichen Unterlagen sind innerhalb
von vier Wochen nach ihrer Verfügbarkeit vor-
zulegen.

(5) Das Einkommen des Studierenden aus einer
Tätigkeit, die er zur Aufnahme des Studiums zu
Beginn des Semesters, für das er die Studien-
beihilfe beantragt, aufgegeben hat, bleibt bei der
Beurteilung der sozialen Bedürftigkeit außer
Betracht.

(6) Erzielt der Studierende nur aus einer Tätig-
keit während der Ferien ein Einkommen, so
bleibt dieses bei der Prüfung der sozialen Be-
dürftigkeit gemäß Abs. 1 und 2 außer Betracht.

§ 5. S t u d i e n e r f o l g

(1) An Pädagogischen Akademien ist der Nach-
weis des günstigen Studienerfolges zu erbringen:

a) im ersten Semester durch die Vorlage eines
Reifezeugnisses, dessen Durchschnittsnote
aus den Pflichtgegenständen nicht schlechter
als 3 sein darf;

b) im zweiten Semester durch Vorlage von
Kolloquien- oder Übungszeugnissen über
mindestens 7 Wochenstunden aus den
Pflichtgegenständen des ersten Semesters,
deren Durchschnittsnote nicht schlechter als
2'5 sein darf;

c) in den folgenden Semestern durch Vorlage
von Kolloquien- oder Übungszeugnissen
über mindestens 10 Wochenstunden aus
den Pflichtgegenständen des jeweils vorher-
gehenden Semesters, deren Durchschnitts-
note nicht schlechter als 2'5 sein darf,
darunter jedenfalls von Übungszeugnissen
über die Lehrübungen des jeweils vorher-
gehenden Semesters, deren Note nicht
schlechter als 3 sein darf.

(2) An Berufspädagogischen Lehranstalten ist
der Nachweis des günstigen Studienerfolges zu
erbringen:

a) im ersten Semester entweder durch die Vor-
lage eines Reifezeugnisses, dessen Durch-
schnittsnote aus den Pflichtgegenständen
nicht schlechter als 3 sein darf, oder eine
gleichwertige Qualifikation der die Auf-
nahmsvoraussetzung bildenden Meister-
prüfung oder sonstigen Befähigung;

b) in den folgenden Semestern durch die Vor-
lage von Zeugnissen über die in allen Pflicht-
gegenständen erfolgreiche Ablegung der
vorgeschriebenen Prüfungen, deren Durch-
schnittsnote nicht schlechter als 2'5 sein
darf.

(3) Ein günstiger Studienerfolg liegt nicht vor,
wenn die vorgesehene Studienzeit ohne aus-
reichenden Rechtfertigungsgrund um mehr als ein
Semester überschritten wird.

(4) Als Nachweis eines ausgezeichneten Stu-
dienerfolges gelten in den Fällen der Abs. 1 und 2

a) ein Reifezeugnis, das mit Auszeichnung
erworben wurde;

b) Zeugnisse, deren Durchschnittsnote aus den
Pflichtgegenständen nicht schlechter als
1'5 sein darf und die bei Studierenden an
Pädagogischen Akademien in den Lehr-
übungen keine schlechtere Note als 2 ent-
halten.

§ 6. H ö h e d e r S t u d i e n b e i h i l f e

(1) Die Studienbeihilfe beträgt
a) wenn das Einkommen gemäß § 3 Abs. 1

nicht höher als 9600 S oder gemäß § 3
Abs. 2 nicht höher als 42.000 S (in beiden
Fällen vermehrt um die gemäß § 3 Abs. 1
bis 4 gebührenden Erhöhungsbeträge) ist,
für jedes Studienjahr 10.000 S, für auswär-
tige Studierende (§ 3 Abs. 4) jedoch
11.000 S, und falls diese auch ohne Erhöhung
der Einkommensgrenze um den im § 3
Abs. 4 festgelegten Betrag Anspruch auf
Studienbeihilfe nach dieser Bestimmung
haben, 13.000 S;

b) wenn das Einkommen gemäß § 3 Abs. 1
nicht höher als 12.000 S oder gemäß § 3
Abs. 2 nicht höher als 44.400 S (in beiden
Fällen vermehrt um die gemäß § 3 Abs. 1
bis 4 gebührenden Erhöhungsbeträge) ist,
für jedes Studienjahr 8000 S, für auswärtige
Studierende (§ 3 Abs. 4) jedoch 8800 S;

c) wenn das Einkommen gemäß § 3 Abs. 1
nicht höher als 15.600 S oder gemäß § 3
Abs. 2 nicht höher als 48.000 S (in beiden
Fällen vermehrt um die gemäß § 3 Abs. 1
bis 4 gebührenden Erhöhungsbeträge) ist,
für jedes Studienjahr 5000 S für auswärtige
Studierende (§ 3 Abs. 4) jedoch 5500 S.
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(2) Die Bestimmung des § 3 Abs. 5 ist anzu-
wenden.

(3) Erhält der Studierende neben der Studien-
beihilfe nach diesem Bundesgesetz ein Stipendium
von anderer Seite, so ist die Studienbeihilfe um.
den Betrag zu kürzen, um den die Summe der
Zuwendungen von anderer Seite den Betrag von
3000 S, für auswärtige Studierende (§ 3 Abs. 4)
jedoch 4000 S, für Studierende mit ausgezeichne-
tem Studienerfolg (§ 5 Abs. 4) 5000 S und für
auswärtige Studierende mit ausgezeichnetem
Studienerfolg 6000 S im Studienjahr überschreitet.

(4) Die Studienbeihilfen sind in den Monaten
September bis Juni in zehn gleichen Monatsraten
auszuzahlen, sofern der Antrag oder Nachweis
(§§ 12 Abs. 1 und 7 Abs. 4 lit. a) zu Ende des
abgelaufenen Studienjahres eingebracht worden
ist. Andernfalls sind die auf September und Ok-
tober entfallenden Raten spätestens mit der
Novemberrate anzuweisen. Die einem minder-
jährigen Studierenden gebührende Studienbeihilfe
ist dem Erziehungsberechtigten auszuzahlen, in
dessen Haushalt der Studierende lebt, es sei denn,
dieser erklärt sich mit der Auszahlung an den
Studierenden einverstanden.

(5) Die Gewährung einer Studienbeihilfe be-
rührt einen allfälligen Anspruch des Studierenden
auf Unterhalt nicht.

§ 7. D a u e r d e s A n s p r u c h e s u n d
M e l d e p f l i c h t e n

(1) Die Studienbeihilfe gebührt
a) grundsätzlich vom Beginn des Semesters

für das ein Antrag auf Gewährung der Stu-
dienbeihilfe eingebracht worden ist;

b) in den Fällen des § 12 Abs. 1 zweiter Satz
vom Beginn des auf die Einbringung des
Antrage.; folgenden Monats für die Dauer
des Studiums und des Vorliegens der An-
spruchsvoraussetzungen (§§ 3 und 5 vorbe-
haltlich des § 8). Wechselt der Bezieher
einer Studienbeihilfe während seines Stu-
diums die Pädagogische Akademie (Berufs-
pädagogische Lehranstalt), so erlischt sein
Anspruch an der Pädagogischen Akademie
(Berufspädagogischen Lehranstalt), die er
verläßt, und lebt auf seinen Antrag mit
nächstfolgendem Semester an der Pädago-
gischen Akademie (Berufspädagogischen
Lehranstalt), an der er sein Studium fort-
setzt, wieder auf, sofern die Anspruchs-
voraussetzungen andauern.

(2) Der Bezieher einer Studienbeihilfe ist ver-
pflichtet, sich mit gebotener Sorgfalt über alle
Tatsachen und Verhältnisse zu unterrichten, die
eine Änderung der Voraussetzungen des An-
spruches auf Studienbeihilfe (§§ 3, 5, 7 und 8
Abs. 1) oder das Ruhen des Anspruches (§ 8
Abs. 2) zur Folge haben, und hat jede Änderung
binnen vier Wochen der Studienbeihilfenkom-
mission zu melden.

(3) Wechselt der Bezieher einer Studienbeihilfe
die Pädagogische Akademie (Berufspädagogische
Lehranstalt), so hat er die Übermittlung seines
Aktes an die in Zukunft zuständige Studienbei-
hilfenkommission zu beantragen; bei dieser kann
er nach der Aufnahme in die neue Pädagogische
Akademie (Berufspädagogische Lehranstalt) die
Auszahlung der Studienbeihilfe beantragen.

(4) Unabhängig von allfälligen Änderungen in
den Anspruchsvoraussetzungen hat der Studien-
beihilfenbezieher jedenfalls

a) spätestens vier Wochen nach Beginn des
Semesters den Studienerfolg über das ver-
gangene Semester nachzuweisen; er kann
jedoch den vollständigen Nachweis schon
am Ende dieses Semesters vorlegen;

b) spätestens vier Wochen nach Beginn des
Kalenderjahres das Einkommen im unmit-
telbar vorangegangenen Kalenderjahr aller
bei Beurteilung der sozialen Bedürftig-
keit berücksichtigten Personen nachzuwei-
sen; kann ein solcher Nachweis aus Grün-
den, die weder der Studierende noch die
genannten Personen zu vertreten haben, zu
dieser Zeit noch nicht vorgelegt werden, so
hat dies der Studierende innerhalb dieser
Frist der Studienbeihilfenkommission
glaubhaft zu machen und den Nachweis zum
frühestmöglichen Termin, spätestens jedoch
am 15. April nachzureichen; falls ein Steuer-
bescheid maßgebend gewesen ist, ist jeder
neue Steuerbescheid innerhalb von zwei
Wochen nach seiner Zustellung der Studien-
beihilfenkommission vorzulegen.

§ 8. E r l ö s c h e n d e s A n s p r u c h e s

(1) Der Anspruch auf Studienbeihilfe erlischt
a) mit Ende des Monats, in dem der Studie-

rende die Pädagogische Akademie oder
Berufspädagogische Lehranstalt, an der er
die Studienbeihilfe bezieht, verläßt;

b) mit Ende des Monats, in dem der Studie-
rende die Lehramtsprüfung abgelegt hat;

c) mit Ende des Monats, in dem über den
Studierenden rechtskräftig auf Grund eines
Disziplinarverfahrens der Ausschluß von
der betreffenden oder von allen gleich-
artigen Schulen verhängt worden ist;

d) mit Ende des Semesters, mit dem der Stu-
dierende die vorgesehene Studienzeit er-
füllt hat oder über das der günstige Stu-
dienerfolg im Sinne des § 5 nicht nachge-
wiesen worden ist;

e) mit Ende des Monats April, sofern soziale
Bedürftigkeit auf Grund des Einkommens
des vorangegangenen Kalenderjahres nicht
nachgewiesen worden ist; wenn jedoch ein
Steuerbescheid maßgebend war, mit Ende
des Monats, in dem der jüngste Steuer-
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bescheid ausgestellt worden ist, sofern dieser
keine soziale Bedürftigkeit mehr ausweist;
ferner mit Ende des Monats, in dem die
Sorgepflicht des für den Studierenden
Unterhaltspflichtigen oder des Studieren-
den selbst für ein als unversorgt angenom-
menes Familienmitglied aufgehört hat, so-
fern ohne dessen Berücksichtigung soziale
Bedürftigkeit nicht vorliegt;

f) wenn die für die Erlassung des Bescheides
maßgebenden tatsächlichen Verhältnisse auf
Grund unrichtiger oder irreführender An-
gaben zu Unrecht angenommen worden
sind, mit Ende des Monats, in dem der Irr-
tum entdeckt wird.

(2) Der Anspruch auf Studienbeihilfe ruht
während der vollen Monate, in denen der Studie-
rende vom Studium beurlaubt oder am Studium
behindert ist oder den ordentlichen Präsenzdienst
ableistet.

§ 9. W i e d e r g e w ä h r u n g d e r S t u d i e n -
b e i h i l f e

Der Anspruch auf Studienbeihilfe wird mit
Beginn eines Semesters wieder begründet

a) nach dem Wechsel der Pädagogischen Aka-
demie oder Berufspädagogischen Lehr-
anstalt, falls alle Voraussetzungen zum
Fortbezug erfüllt sind;

b) wenn der Nachweis des günstigen Studien-
erfolges (§ 5) nachträglich beigebracht wird;

c) wenn die im § 3 umschriebene soziale Be-
dürftigkeit wieder vorliegt;

d) wenn das Studium nach einer berücksich-
tigungswürdigen Unterbrechung wieder
aufgenommen wird.

§ 10. R ü c k z a h l u n g v o n S t u d i e n -
b e i h i l f e n

(1) Der Studierende hat zurückzuzahlen
a) die empfangene, ihm gesetzlich nicht ge-

bührende Studienbeihilfe, falls er die Ge-
währung oder den Fortbezug durch un-
wahre oder unvollständige Angaben maß-
gebender Tatsachen oder Unterlassung einer
Meldung (§ 7) schuldhaft herbeigeführt hat;

b) die nach dem Eintritt eines gesetzlichen
Erlöschensgrundes (§ 8 Abs. 1) und die
während des Ruhens des Anspruches (§ 8
Abs. 2) empfangenen Studienbeihilfenraten;

c) die im ersten Semester empfangene Studien-
beihilfe, falls er nach Ablauf dieses Seme-
sters einen günstigen Studienerfolg gemäß
§ 5 Abs. 1 lit. b oder § 5 Abs. 2 lit. b
nicht nachweisen kann;

d) insoweit er Zuwendungen von dritter Seite
über die im § 6 Abs. 3 festgelegten Höchst-
grenzen zugesprochen erhalten hat, den-
jenigen Studienbeihilfenbetrag, der dem
Überschreitungsbetrag gleich ist.

(2) Zurückzuzahlende Studienbeihilfen kön-
nen auch gegen einen allfälligen neuen Studien-
beihilfenanspruch aufgerechnet werden; in be-
sonders berücksichtigungswürdigen Fällen des
Abs. 1 lit. c kann die Studienbeihilfenkommis-
sion die Aufrechnung auf die Hälfte des neu be-
gründeten Anspruches (halbe Monatsrate) be-
schränken. In den Fällen des Abs. 1 lit. c kann
die Studienbeihilfenkommission, falls eine Auf-
rechnung nicht möglich ist, die Stundung bis zu
einem Jahr und die Rückzahlung in Teilbeträgen
gestatten.

§ 11. S t u d i e n b e i h i l f e n -
k o m m i s s i o n e n

(1) An jeder Pädagogischen Akademie und
Berufspädagogischen Lehranstalt ist eine Studien-
beihilfenkommission zu errichten.

(2) Die Studienibeihilfenkommission besteht
aus drei Mitgliedern und drei Ersatzmitgliedern.
Je zwei hievon haben Lehrer zu sein und sind
auf Vorschlag des Lehrerkollegiums, je einer hat
Studierender zu sein und ist auf Vorschlag der
Vertretung der Studierenden vom Direktor der
betreffenden Lehranstalt für jedes Studienjahr zu
bestellen.

(3) Den Vorsitz hat der rangälteste Lehrer zu
führen.

(4) Für die Beschlußfähigkeit der Studienbei-
hilfenikommission ist die Anwesenheit aller Mit-
glieder, zu einem gültigen Beschluß die Mehrheit
der abgegebenen Stimmen, im Falle eines Be-
schlusses gemäß § 12 Abs. 5 die Stimmeneinhellig-
keit notwendig.

§ 12. V e r f a h r e n

(1) Anträge auf Gewährung, Wiedergewährung
oder Erhöhung einer Studienbeihilfe sind mit
nachstehender Ausnahme spätestens in den ersten
vier Wochen nach Semesterbeginn bei der zu-
ständigen Studienbeihilfenkommission einzu-
bringen. Anträge auf Grund plötzlich eingetre-
tener sozialer Bedürftigkeit infolge eines schweren
von außen kommenden, nach Ablauf oben-
stehender Frist eingetretenen Ereignisses (§ 4
Abs. 4) können jederzeit eingebracht werden.

Dem Antrag sind beizufügen Nachweise über
a) die soziale Bedürftigkeit (§ 3),
b) den Studienerfolg (§ 5),
c) Zuwendungen von anderer Seite (§ 6

Abs. 3).
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(2) Der Antrag sowie die Nachweise über die
soziale Bedürftigkeit sind mittels der vom Bun-
desministerium für Unterricht bereitzustellenden
Formblätter zu erbringen. Hiebei sind die An-
gaben über die Familien- und die Einkommens-
verhältnisse vom Vorstand des Haushaltes, dem
der Studierende angehört, bzw. von dem für ihn
Unterhaltspflichtigen mit eigenhändiger Unter-
schrift zu bestätigen. Minderjährige Studierende
haben überdies eine allfällige Erklärung des
Erziehungsberechtigten im Sinne des § 6 Abs. 4
dritter Satz anzuschließen.

(3) In Angelegenheiten der Studienbeihilfe mit
Ausnahme des Vollstreckungswesens entscheidet
in erster Instanz die Studienbeihilfenkommission
(§ 11).

(4) In Angelegenheiten der zwangsweisen Ein-
bringung zurückzuzahlender Studienbeihilfen
entscheidet die Behörde der allgemeinen staat-
lichen Verwaltung.

(5) Die Studienlbeihilfenkommission kann, um
das Verfahren zu vereinfachen und zu beschleu-
nigen, ein auf Vorschlag des Lehrerkollegiums
bestelltes Mitglied (§ 11 Abs. 2) durch Verord-
nung ermächtigen, Entscheidungen, die den An-
trägen der Studierenden entsprechen, und Ent-
scheidungen gemäß § 8 namens der Kommission
selbst zu treffen. Eine solche Verordnung hat
unter Bedachtnahme auf die erwähnten Zwecke
das Ausmaß der Ermächtigung festzusetzen und
ist durch Anschlag an der Amtstafel der Päd-
agogischen Akademie oder Berufspädagogischen
Lehranstalt kundzumachen. Sie gilt vom Ablauf
des Tages der Kundmachung an.

{6) Die Entscheidungen der Studienbeihilfen-
kommission sind in das Studienbuch einzutragen.
Eintragungen von Stipendien anderer Stellen sind
zulässig. Ausfertigungen von Entscheidungen der
Studienbeihilfenkommission sind von den Ver-
waltungsabgaben befreit.

(7) Gegen Bescheide der Studienbeihilfenkom-
mission kann Berufung an die Schulbehörde erster
Instanz erhoben werden, gegen deren Bescheid
kein ordentliches Rechtsmittel zulässig ist. Be-
rufungen gegen Bescheide, in denen das Erlöschen
oder das Sinken des Anspruches auf Studien-
beihilfe festgestellt wird, haben keine aufschie-
bende Wirkung.

(8) Für das Verfahren gelten das Allgemeine
Verwalturigsverfahrensgesetz 1950 und das Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz 1950, BGBl.
Nr. 172/1950.

§ 13. S c h l u ß b e s t i m m u n g e n

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1968 in Kraft. Verordnungen auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes können
schon vom Tage der Kundmachung an erlassen

werden, doch dürfen sie frühestens mit 1. Sep-
tember 1968 in Kraft gesetzt werden.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Unterricht, soweit
es sich um die Erlassung von Verordnungen han-
delt, im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen, betraut.

Jonas
Klaus Piffl Koren

3 0 0 . Bundesgesetz vom 3. Juli 1968,
mit dem das Land- und forstwirtschaftliche
Landeslehrer - Dienstrechtsüberleitungsgesetz

abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Land- und forstwirtschaftliche Landes-
lehrer-Dienstrechtsüberleitungsgesetz, BGBl.
Nr. 176/1966, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 2 sind nach den Worten „so-
weit sie für Bundeslehrer des Dienst- oder Ruhe-
standes oder deren Hinterbliebene gelten" die
Worte „und nicht die Amtstitel betreffen" einzu-
fügen.

2. § 7 hat zu lauten:

„§ 7. B e s o n d e r e A n s t e l l u n g s e r f o r -
d e r n i s s e

Für die besonderen Anstellungserfordernisse
gelten nach Maßgabe des § 2 die im Gehaltsüber-
leitungsgesetz enthaltenen diesbezüglichen Be-
stimmungen für Bundeslehrer."

3. Im § 19 Abs. 5 hat an Stelle des Wortes
„Erhaltung" das Wort „Erklärung" zu treten.

4. Im § 32 haben an Stelle der Worte „von
24 Wochenstunden" die Worte „von 21 Wochen-
stunden" zu treten.

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. September
1968 in Kraft.

Artikel III

Mit der Wahrnehmung der dem Bund
gemäß Artikel 15 Abs. 8 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 zustehen-
den Rechte bezüglich des Artikels I dieses Bun-
desgesetzes ist das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft betraut.

Jonas
Klaus Schleinzer
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